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Kampf um Angarns Reviſionspolitik. 


Seit dem Marſeiller Attentat ſteht Ungarn im Brennpunkt 
der europäiſchen Politik. Es iſt nicht Jo ſehr die Aufregung 
über das auf franzöſiſchem Boden verübte Verbrechen, die die europä- 
iſchen Kabinette beſchäftigt, ſondern es handelt fich darum, 
ob Ungarn noch weiterhin feine Grenzreovifions- 
forderungen aufrechterhalten kann oder ob es 
gezwungen ſein wird, auf ſeine Reviſionspolitik 
ju verzichten. Die franzöſiſch-tſchechiſche Propaganda hat es ver- 
ſtanden, der durch MarJeille ausgelöſten Bewegung im Getriebe der 
großen Politik dieſe für Ungarn recht unangenehme Richtung zu geben. 
Sie hat Ungarn als den Hauptſchuldigen am Königsmord hingeſtellt und 
damit zugleich die endgültige Niederwerfung des ungariſchen Neviſionis- 
mus als die Aufgabe bezeichnet, die durch Frankreich und die Kleine 
Entente jetzt in allererſter Linie gelöft werden müſſe. 

In Budapeſt ſah man dieſe Entwicklung ſofort richtig voraus. Des- 
halb trat Sömbös gerade in den unruhigſten Lagen feine War- 
ſchauer Reife an, in der Hoffnung, bei dem befreundeten Polen 
in den zu erwartenden außenpolitiſchen Stürmen einen Rückhalt zu 
finden. Und einige Seit fpäter fuhr er nach Nom. Das Thema, das 
im Mittelpunkt dieſer Neiſen ſtand, war die ungariſche Neviſionspolitik. 
für die es einen neuen Freund zu gewinnen bzw. einen alten zu halten 
galt. Südflawien und die CTſchechei find die beiden Staaten, 
die angeſichts der ungariſchen Xevifionspolitik am ſtärkſten an der 
Niederhaltung des Maguarentums intereſſiert ſind. Segen den 
nördlichen Gegner jſucht Ungarn ſich durch eine An- 
näherung an die Polen und gegen den ſüdlichen durch 
ein Zufammengeben mit den Stalienern zu fichern. 
Ob Gömbös in Warſchau ſeinerzeit entsprechende Zuficherungen erhalten 
hat, iſt nicht bekannt. Die polniſche Oppoſitionspreſſe glaubte das ver⸗ 
neinen zu können; jedenfalls ſtellte fie feinerzeit mit einem Gefühl Jicht- 
licher Erleichterung feſt, daß bei dem Beſuch des ungarifchen Minifter- 
präfidenten nichts vorgefallen ſei, was die franzöſiſche Kritik und das 
tſchechiſche Mißtrauen hätte herausfordern oder rechtfertigen können. 
Auch Stalien hat es offenſichtlich vermieden, auf die Frage der unga- 
riſchen Neviſionspolitik eine eindeutige Antwort zu geben. 

Für Italien ift das unter den gegenwärtigen Verhältniſſen eine 
ziemlich peinliche Frage. Denn wenn es ſich mit Frankreich 
verſtändigen will, dann muß es ſich auch mit den Staaten der Kleinen 
Entente beſſer ſtellen. Das kann es aber nur dann, wenn es aufhört, 
die ungariſchen Bemühungen um eine Neviſion der territorialen Be⸗ 
ſtimmungen des Diktates von Trianon zu unterſtützen. Tut es das aber, 
dann läuft es Gefahr, Ungarn als Bundesgenoſſen feiner Donaupolitik 
zu verlieren. Andert Stalien jedoch feine Einstellung zur flowakiſchen 
und kroatiſchen Frage, die für die ungariſche Außenpolitik eine Kardinal 
frage ift, nich t, Jo iſt wiederum an einen Erfolg der Bemühungen um 
eine Annäherung an Frankreich und um eine Verſtändigung mit der 
Kleinen Entente ſchwerlich zu denken. Italien wird verſuchen, eine end⸗ 
gültige und klare Entſcheidung für oder gegen die ungariſche Revilions- 
politik nach Möglichkeit zu vermeiden. 

Belgrad will den Marfeiller Königsmord vor den Völker 
bund bringen. Das kann Stalien nicht angenehm ſein. Denn es ſteht 
zweifellos feſt, daß Stalien die ſerbenfeindliche Be- 
wegung der kroatiſchen Emigration unterſtützt hat, 
und es liegt auf der Hand, daß, falls Ungarn dasſelbe getan haben 
ſollte, die treibende Kraft hierbei weniger das ſchwache Budapeſt als 
nur das imperialiſtiſche Nom geweſen fein kann. Aber auch Frank- 
reich ſieht ſich durch das ſcharfe Vorgehen feines 
ſüdflawiſchen Bundesgenoſſen in die Enge ge— 


trieben. Es befindet lich bei diefer Angelegenheit in einer ähnlich 
zwieſpaltigen Lage wie fein italienifcher Nachbar. Entweder muß es 
die Belgrader Politik unterſtützen, um den Suſammenhang mit der 
Kleinen Entente, der ſich in letzter Zeit wieder etwas gefeſtigt hat, nicht 
J. verlieren; dann gefährdet es aber den Erfolg ſeines Planes, Italien 
für fein europäifches Suſtem zu gewinnen. Oder es muß mit Italien 
gehen; dann gibt es aber die Trümpfe ſeiner Donaupolitik aus der 
Hand. Der Stein des Anſtoßes aufdem Wege von Nom 
na ch Paris iſt die ungariſche Neviſionspolitik. 

5 Paris hat ſich dafür entſchieden, die ungarnfeindliche Aktion der 
Kleinen Entente zu unterſtützen. Das alte Bundesverhältnis zu Prag, 
Belgrad und Bubareſt ſcheint ihm mehr wert zu ſein als die platoniſche 
Freundſchaft Staliens, die bisher über unverbindliche Miniſterreden kaum 
hinausgelangt iſt. Der Spatz in der Hand iſt ihm lieber als die Taube 
ouf dem Dach. Nach demfelben Grundſatz jcheint auch Italien handeln 
zu wollen. Die Nomreiſe Schuſchniggs hat bier eine gewiſſe 
Klärung der italieniſchen Stellungnahme gebracht: der Dreierpakt 
Nom Wien ⸗Budapeſt wird verftärkt. Das ſchließt jedoch 
keineswegs ein italienifches Surückweichen in der Frage der ungarijchen 
Neviſionspolitik aus. Die Haltung Noms in dieſer für 
Ungarn entſcheidenden Frage ift nach wie vor un⸗ 
durchſichtig geblieben. Nom hat jedenfalls nichts unternommen, 
was ihm den Rückzug auf die franzöſiſche Linie abſchneiden würde. 
Ungarn muß vom Duce den Eindruck haben, daß er ein doppeltes Spiel 
treibt. Die kraſſe Schwenkung, die der italieniſche Regierungschef in 
jeinem Verhältnis zu Deutfchland vollzogen hat, deffen Reviſionspolitik 
er J4 Jahre hindurch — freilich nicht in ſelbſtloſer Abſicht — gefördert 
hatte, bann nicht geeignet fein, die ungariſchen Sweifel an der Zuver- 
läſſigkeit der römiſchen Politik zu zerjtreuen. Sum mindeſten ift 
Nom heute ein Sels, der nicht mehr feſt genug iſt, um 
auf ihn allein die Hoffnungen der ungariſchen 
Neviſioniſten zu bauen. Dazu kommt, daß das Verhältnis zu 
Stalien die ungariſchen Erwartungen auch in wirtſchaftlicher . 
Hinſich t nicht befriedigen kann. Denn die beim Abſchluß des römifchen 
Paktes gehegte Hoffnung auf eine Beſſerung des ungarischen Waren- 
exports hat getrogen: Ungarn hat heute — im Gegenſatz zu früher — 
eine paſſive Handelsbilanz; die Paktgenoffen Rom und Wien haben 
keinen beſonderen Eifer in der Abnahme ungariſcher Agrarprodukte, zu 
der ſie ſich verpflichtet hatten, bewieſen. 

Unter ſolchen Umſtänden ift es natürlich, daß ſich die Blicke der 
Ungarn nach Norden wenden, wo jenſeits der Karpathen ein Staat liegt, 
der gerade zu dem Lande in einem ſchlecht verhüllten Gegenſatz ſteht, 
gegen das fich in erſter Linie die ungariſchen Reviſionswünſche richten. 
Dertſchechiſche Außenminiſter hat ſich vor kurzem in ſeinem 
außenpolitiſchen Bericht vor der Nationalverſammlung in Prag ziemlich 
deutlich dahin geäußert, daß es Sich bei dem polniſch- 
tſchechiſchen Segenſatz nicht nur um eine taktiſche 
und vorübergehende Meinungsverſchiedenheit, 
ſondern um eine dauerhafte politiſche Catſache 
handle. Und die polniſche Seite iſt ihm eine noch offenherzigere Ant- 
wort auf dieſes außenpolitiſche Bekenntnis nicht ſchuldig geblieben. Der 
polniſch-tſchechiſche Gegenſatz, ſchrieb 3. B. der „Czas“, werde ſolange 
beſtehen, als Beneſch die Prager Außenpolitik leite — und zwar, Jo 
darf man hinzufügen: Beneſch nicht nur als Perſon, ſondern vor allem 
als der tupiſche Repräfentant eines ausſchließlich nach Paris orientierten 
Suftems. Segen dieſes Suſtem lehnt ſich auch Budapeſt auf. Es ſucht 
in Warſchau einen Bundesgenoſſen. Es liegt an Polen, ſich zu ent 
ſcheiden. Dr. K. 
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Danzig iſt nationalſozialiſtiſch. 


„Gerade weil in Danzig die anderen Parteien noch beſtehen, 
wollen wir aller Welt kundtun, daß das Seitalter des Parteijtaates 
überall dort, wo deutſche Menſchen wohnen, vorbei iſt und daß die 
Deutſchen durch die nationalfozialiſtiſche Weltanſchauung geeinigt 
lind ... Wir hatten es gar nicht nötig gehabt, jetzt ſchon diele 
Kreistags- und Gemeindewahlen durchzuführen. Wir waren aber der 
Meinung, daß es gut iſt, wenn die Landbevölkerung die Möglichkeit 
hat, nach 17monatiger nationalſozialiſtiſcher Negierungstätigket zu 
unſeren bisherigen Maßnahmen Stellung zu nehmen.“ (Gauleiter 
Sorfter im „Danziger Vorpoſten“ am 14. November.) Die national 
ſozialiſtiſche Regierung hat aus freien Stücken die Entſcheidung des 
Volkes gefordert: ‚und? das Ergebnis der Wahlen hat 
gezeigt, daß die SD Ap. auch außerhalb der 
Srenzen des Neiches dieſe Entſcheidung nicht zu 
fürchten hat. Selbſt wenn man berückfichtigt, daß das Gebiet, 
in dem am 18. November gewählt wurde, nicht den ganzen Freiſtaat, 
ſondern nur zwei Drittel der Stagtsfläche und mit 85009 
Menſchen etwa ein Fünftel der Seſamtzahl der Ein- 
wohner umfaßt, muß man zugeben, daß die ſetzigen Wahlen die 
Hoffnungen der alten Suſtempartejen und mancher ausländiſcher Kreiſe 
in eindeutiger Weiſe zerſtört haben. Trotzdem in Danzig dank der 
vom Völkerbund garantierten demokratiſch-parlamentariſchen Ver- 
jaſſung die der NSDAP. feindlichen Kräfte ſich nicht nur ungeſtört, 
ſondern ſogar unter dem wohlwollenden Schutze fremder Mächte zu 
entfalten vermögen und trotzdem Danzigs wirtſchaftliche Lage durch- 
aus nicht glänzend ilt, hat der Nationalſozialismus, der feit 17 Mo- 
naten in Danzig die alleinige Verantwortung trägt, einen ganz un- 
zweideutigen Wahlſieg errungen. In den Kreiſen Großes 
Werder und Niederung hat die S0 Ap. bei den 
Kreistagswahlen 80,7 bzw. 79,5 bo. H. aller ab⸗ 
gegebenen Stimmen auf lich vereint bei einer Wahl- 
beteiligung von 91,8 bzw. 93,25 v. H. Noch weit überzeugender iſt 
das Ergebnis der Gemeindewahlen, aus denen die NS ADP. in den 
Kreifen Großes Werder und Niederung mit einer Mehrheit von 
86 biw. 92 v. H. hervorging. Die genauen Zahlen der Kreistag s- 
wahlen find folgende: 


Sroßes Werder Niederung 

Wahlberechtigte 25 618 15 942 
Sültige Stimmen. 23 452 14616 
Nationalſozialiſten 18 102 11610 
Chriſtl.-Nat. Arbeitsgeem 2186 956 
Sozialdemokraten 2079 1575 
Kommuniſten 830 473 
V»!!! 255 — 


Damit haben die Nationalſozialiſten im Kreis- 
tag des Großen Werder 19 von 24 Sitzen ge- 
wonnen. Die Rommuniften haben I und die ſog. Chriſtl.-Nationale 
Arbeitsgemeinſchaft und die Sozialdemokraten je 2 Sitze erhalten. 
Im Kreistag der Niederung haben die National- 
ſozialiſten 16 von 20 Sitzen, die Sozialdemokraten 2 und die 
ſog. Chriſtl.-Nationale Arbeitsgemeinſchaft und die Kommuniſten je 
1 Sitz inne. „Der Danziger Borpoſten“ ſchreibt zu dem 
Wahlergebnis mit Recht: „Die Folgerungen, die ſich aus dieſem 
auffehenerregenden Ergebnis ziehen laffen, ſind umfaffend und von 
allergrößter Tragweite. In unaufhaltſamem Siegeszuge iſt die 
nationalfozialiſtiſche Bewegung von neuem in die gegneriſche 
Stont eingebrochen und hat ihre Stimmenzahl um einen 
weiteren großen Prozentſatz erhöht. Nicht nur, daß die alten Wähler 
und Anhänger ihr und den von ihr beſtellten Führern und Negieren- 
den ihren Glauben und ihr Vertrauen bewahrt haben, — eine neue 
Sahl deutſcher Menſchen iſt für die Bewegung und für die Idee 
gewonnen. ... Der Kampf um die Seele des deutſchen Danzigs gebt 
weiter, bis der letzte ehrliche Mann in unſeren Reihen ſteht. Die 
außenpolitiſche Bedeutung. dieſer an ſich örtlich be- 
grenzten Wahlen ... iſt darin begründet, daß ſich hier in einem 
deutſchen, von Natioualſozialiſten regierten Staate erweiſen ſollte, ob 
die NSDAP. auch dort, wo eine international kontrollierte demo- 
kratiſche Verfaſſung beſteht und auch andere Parteien aktiv durch 
Liſtenaufſtellung an der Wahlhandlung teilnehmen können, imſtande iſt, 
ihren Wählerſtand zu halten. Sie hat ihn nicht nur gehalten, ſondern 
trotz mannigfacher widriger Umstände ... noch weſentlich erhöht.“ 

Es liegt nahe, aus dem Ergebnis der Danziger Wahlen Rück- 
ſchlüſſe auf die Lage in Öfterreich und im Saargebiet zu 
ziehen. Auf die Wiener Regierungskreiſe hat das Danziger Wahl- 
ergebnis deprimierend gewirkt. Man hatte dort darauf gehofft, daß 
die NS Ap. bei den Wahlen in Danzig ſchlecht abſchneiden werde, 
und man hatte geglaubt, dann daraus den Beweis für den Nückgang 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung auch in Öfterreich ableiten zu 
können. Noch zwei Tage vor der Wahl hatte 3. B. die „Wiener 
Zeitung“ einen langen Artikel über die Danziger Wahlen ge- 
bracht. worin es als „charakteriſtiſch für die labile Stellung der 
NSDAP. im Freiſtaatgebiet“ bezeichnet wurde. daß nicht einmal in 
Werder und Niederung ein e Sieg der Nalionalſozialiſten 
vorausgeſagt werden könne. Allgemein ſei die Meinung, daß die 
nationalſozialiſtiſche Partei bei allgemeinen Wahlen in kommender 
Zeit dem Anſturm der Oppoſition kaum mehr ſtandhalten werde. 
Dieſe Hoffnungen der Wiener Negierungskreiſe haben getrogen. 


Denn die Wahlen in Danzig haben bewieſen, daß ſich der National- 
ſozialismus trotz widriger Umftände zu behaupten vermag, daß fein 
Aufſtieg keine Konjunkturerſcheinung, ſondern eine aus den Tiefen 
des deutſchen Volkstums hervorbrechende Notwendigkeit iſt, daß die 
Erneuerung des Deutſchtums im Geiſte des 
QNationalfozialismus nicht an die Srenzen des 
Reiches und nicht an den Beſitz der Staatsmacht 
gebunden iſt, ſondern ſich überall dort durchzuſetzen vermag und 
ſchon durchgeſetzt bat, wo in der Welt in geſchloſſener Siedlung oder 
in der Serſtreuung deutſche Menſchen leben. 

Noch weit deutlicher als bei den Kreistagswahlen ilt der 
nationalſozialiſtiſche Sieg bei den Gemeindewahlen geweſen. 
Im Kreiſe Niederung gibt es 64 Gemeinden. Davon haben zwei 
Semeinden, Neunhuben und Poppau, nicht gewählt, da ſie weniger 
als 40 Wahlberechtigte haben. In den reſtlichen 62 Gemeinden haben 
50 überhaupt nur nationalſozialiſtiſche Stimmen zu verzeichnen. Die 
ſog. Chriſtl.-Nat. Arbeitsgemeinſchaft hat nur in einer einjien 
Gemeinde einige Stimmen aufzubringen vermocht. Die Sozialdemo- 
kraten haben in 8 Gemeinden und die Kommuniften in 3 Gemeinden 
Stimmen erhalten. Im Kreis Großes Werder haben von 111 Ge- 
meinden 107 neue Gemeindevertrelungen gewählt; Altenau. 
Prangenau, Vierzehnhuben und Vogtei haben ſich, weil fie weniger 
als 40 Wahlberechtigte haben, an den Wahlen nicht beteiligt. In 
84 Gemeinden ſind ausſchließlich nationalſozialiſtiſche Stimmen ab- 
gegeben worden. . Die ſog. Chriſtl.-Nat. Arbeitsgemeinſchaft hat in 
13 Gemeinden Stimmen aufzuweiſen, die Sozialdemokraten in 8, die 


Kommuniſten in 6 und die Polen ebenfalls in 6 Gemeinden. Das 
Geſamtergebnis der Gemeindewahlen iſt folgendes: 

Niederung Großes Werder 
Gültige Stimmen 14539 21 500 
PDP an ranen 13 174 18 737 
Shriftl.-Nat. Arbeitsgem. ......... 118 1250 
Sozialdemokraten . 573 846 
Kommuniſten 355 452 
Polenʒnmnms — 215 


Die Polen hatten im Kreiſe Niederung keine Liſten aufgeſtellt. 
Im Kreiſe Großes Werder hatten fie ihr Glück verſucht. Aber ſie 
wurden etwas enttäuscht. Bei den Kreistagswahlen haben ſie es auf 
255, bei den Gemeindewahlen nur auf 215 Stimmen gebracht. 
Dieſe verteilen ſich. auf folgende Orte (in Klammern zum Vergleich die 
Sahlen der Wahlberechtigten): Stadt Cingenhof 16 (1914), Kalthof 36 
(922), Lienau 38 (531), Klein-Montau 17 (206), Piekel 82 (441) und 
Simonsdorf 26 (250). Die polnische Preſſe iſt mit dem Ergebnis 
„zufrieden“. Sie ſtellt eine Zunahme der polniſchen Stimmen von 171 
auf 255 feſt. 

Die bürgerlichen und marxiſtiſchen Parteien find 
jetzt zu völliger Bedeutungsloſigkeit zufammen- 
geſchrumpft. Die Bevölkerung der beiden wählenden Kreiſe hat 
ſich bis auf die kleinen Gruppen verhetzter und aus Prinzip meckernder 
Leute hinter die nationalſozialiſtiſche Regierung geftellt. Die deutſch⸗ 
feindliche Propaganda, die ſich vom Wahlausgang einen 
neuen Auftrieb erhoffte, hat eine ſchwere Schlappe erlitten. Danzig 
teht heute, nach dieſen Wahlen, in der Außenpolitik gefeſtigter und 
ſicherer da als zuvor. Die in den letzten Monaten allenthalben aus- 
geſtreuten Gerüchte, daß die nationalſozialiſtiſche Negierung die Maſſen 
nicht mehr hinter ſich habe, daß ihre Politik auf wachſenden Wider- 
ſtand in der Bevölkerung ſtoße, alſo nicht mehr als zuverläſſig gelten 
könne, daß das Vertrauen zur Bewegung durch die angeblichen Streitig 
keiten zwiſchen Partei und Senat erſchüttert Jei, und was ſonſt noch 
alles von der marxiſtiſchen, zentrümlichen und von der deutſchfeindlichen 
Preſſe des Auslandes gefliffentlich ausgeſtreut worden ift, alles das ilt 
durch die Wahlen als plumpe Lüge entlarvt worden. Dieſe verlogene 
Propaganda hat auch nicht die Möglichkeit, jetzt etwa darüber zu 
klagen, daß die Wahlfreiheit nicht geſichert geweſen wäre. Denn die 
freie Willensentſcheidung aller Wahlberechtigten 
iſt in jeder Hinſicht und mit peinlichſter Sorgfalt 
gewahrt worden, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil die 
nationalſozialiſtiſche Regierung ſelber das größte Intereſſe daran hatte. 
feftzuftellen, ob fie das Vertrauen des Volkes beſitzt und ob die durch- 
greifenden und das Leben jedes Einzelnen berührenden Maßnahmen. 
die ſie für notwendig gehalten hat, die Billigung der Danziger Bevölke- 
rung finden. Die Wahlen haben ihr eine gam eindeutige Antwort 
darauf gegeben. Danzig hat ſich für die nationalſozialiſtiſche Welt- 
anfchauung und damit für Deutſchland entſchieden. Die Saar wird am 
13. Januar denſelben Weg gehen und dasſelbe, noch überzeugendere 
Bekenntnis ablegen: Sum Reich. 

Bei dieſer Gelegenheit ſei einmal an die Trgebniſſe früherer 
Wahlen erinnert. Nicht jedem wird es noch gegenwärtig ſein, was 
es früher für Durcheinander von politiſchen Gruppen und Grüppchen 
gegeben hat, die der wirtſchaftlichen Selbſtſucht beſtimmter Berufs- 
gruppen oder der perſönlichen Eitelkeit politiſcher Strauchritter ihr 
Entſtehen verdankten. In dem kleinen Danzig hat es im Laufe der 
Seit nicht weniger als über 20 verſchiedene Parteien gegeben. Da gad 
es 3. B. eine Nationalliberale Bürgerpartei, eine Bürgerliche Arbeits- 
gemeinſchaft, einen Jungdeutſchen Orden, eine Berufsvereinigung 
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Danziger Eijenbahn- und Hafenbeamten, eine Deutjihliberale Partei, 
eine Bürgerliche Liſte, eine Deutfch-Danziger Hausbeſitzerpartei, eine 
Fiſcherliſte, eine Mieterpartei, eine Christliche Volkspartei u. a. m., 
ein ganzes Panoptikum politiſierender Querköpfe, die alle nur an ſich 
ſelber dachten, niemals aber an die Gemeinſchaft. In den Kreijen 
Großes Werder und Danziger Niederung, in denen jetzt gewählt 
worden ijt, fanden die beiden letzten Kreistagswahlen 1927 
und 193 jtatt. 1027 nahmen die Nationalſozialiſten, die im Danziger 
Freiſtaat noch in den Anfängen ihrer Entwicklung ſtanden, an den 
Wahlen nicht teil. 1031 konnten ie im Kreiſe Danziger Niederung 
2500 von 15.135, und im Kreiſe Großes Werder 3744 von 19727 ab- 
gegebenen Stimmen auf ſich vereinen. Sie waren damit nach den Sozial- 
demokraten und vor den Kommuniſten, die an dritter Stelle ſtanden, die 
zweitjtärkfte Partei. Die letzten Semeindewahlen fanden in 
den erwähnten Danziger Landkreiſen „19 28 ſtatt. Die National- 
ſozialiſten waren unter den am Wahlkampf beteiligten Kreiſen damals 
noch nicht vertreten. 26 von den 101 Landgemeinden des Kreiſes 
Großes Werder waren damals marxxiſtiſch, Je hatten damals 
eine ſozialdemokratiſche und 10 eine jozialdemokratiſch-kommuniſtiſche 
Mehrheit. Im Kreiſe Niederung waren damals von 63 Gemeinde- 
vertretungen 19 marxiſtiſch, und zwar hatten 12 eine Jogialdemokratijche, 
3 eine kommuniftifche und 3 eine fozialdemokratiſch-Kommuniſtiſche 
Mehrheit. . R BR 
Die letzte Wahl in Danzig, die zum Vergleich mit den jetzigen 
Wahlen herangezogen werden muß, iſt die Wahl zum Danziger 
Bolkstag im Mai vorigen Jahres geweſen. Damals wurden im 
Kreiſe Danziger Niederung 14629 Stimmen abgegeben. Davon ent- 
fielen 9719 Stimmen, alſo weit über die Hälfte, auf die National- 
jojialiſten. Deutſchnationale und Sentrum, die ſich jetzt zur Chriſtlich- 
nationalen Arbeitsgemeinſchaft zulammengefunden haben, hatten damals 
631 bzw. 526, zuJammen alſo 1157 Stimmen zu verzeichnen. Die Sozial- 
demokraten konnten 2106, die Kommuniſten 1154 und die Polen 


13 Stimmen verzeichnen. Im Kreis Großes Werder erreichten die 
Natijonalſozialiſten im vorigen Jahre 14408 von 23671 abgegebenen 
Stimmen. Die Veutſchnationalen hatten 682, das Sontrum 2785, zue 
jammen alfo 3965 Stimmen zu verzeichnen, die Sozialdemokraten 3303, 
die Kommunisten 1502 und die Polen 171 

Auffällig it das Wahlergebnis in der Ortſchaft 
Schöneberg im Kreiſe Großes Werder geweſen. Dort hat nämlich 
die ſog. Chriſtlich-Nationale Arbeitsgemeinſchaft 
bei der Hemeindewahl nicht viel weniger Stimmen als die NSDAP er- 
halten, ein Fall, der lich ſonſt nirgends ereignet hat. Überall Jonjt haben 
die vereinigten Sentrümler und Deutjchnationalen, wenn lie überhaupt 
Stimmen zu fangen vermochten, nur noch eine Handvoll Leute hinter 
ſich gehabt. Dieſes auffällige Ergebnis erklärt lich daraus, daß die 
Sozialdemokraten und Kommuniſten, die bei den Kreis— 
tagswahlen auch in Schöneberg ihre eigene Liſten wählten, bei den 
Gemeindewahlen ihre Stimmen für die Jog. Arbeits- 
gemenſchaft abgegeben haben, die dadurch 4 Sitze in der 
Gemeindevertretung gegenüber 5 nationalſozialiſtiſchen Sitzen zu ge⸗ 
winnen vermochte. Das Übergewicht der 80 A/ iſt aljo auch hier 
geſichert. Immerhin ijt Schöneberg die Gemeinde im ganzen Wahl- 
gebiet, die noch die ſtärkſte Oppoſition aufweiſt. Das veranlaßte den 
Kreisleiter der NSDAP, ſchon am Tage nach der Wahl mit einer 
öffentlichen Kundgebung in Schöneberg hervorzutreten. Der 
Erfolg dieſer raſchen Wiederaufnahme des Kampfes um die Schöne— 
berger Volksgenoſſen war der, daß der Gegner ſchon vor Beginn der 
Versammlung die Waffen ſtreckte. Der Spitzenkandidat der 
joa. Shriſtlich- Nationalen Arbeitsgemeinſchaft 
hatte ſich bereits mit den weiteren auf ſeiner Lifte 
gewählten Gemeindevertretern der national 
jozialiſtiſchen Fraktion angeſchloſſen. Er iſt ferner 
aus dem Zentrum ausgetreten und hat es abgelehnt, von Jeiner Wahl 
auf der Sentrumslifte für den Kreistag Gebrauch zu machen. 


Die litauiſchen „Kulturträger“. 


Syrachterror. 

Das illegale Direktorium Reisgus hatte vor einiger Seit „an— 
geordnet“, daß von einem beſtimmten Termin an ſämtliche Laden-, 
Sirmen- und Jonjtigen Schilder entweder eine ausſchließlich litauiſche 
oder neben der deutſchen auch eine litauiſche Beſchriftung auf- 
weiſen müßten. Als die Abänderung der Schilder den zur Seit im 
Memelland „regierenden Herren“ nicht ſchnell genug ging, machten ſie 
das von ihnen aus Schamaiten importierte Gejindel mobil. Studenten 
der litauiſchen Handelshochſchule in Memel lärmten durch die Straßen 
der Stadt und bewieſen durch die Beschädigung und gewalt⸗ 
ſame Entfernung deutſcher Firmenſchilder ihre akade- 
miſche Bildung. Auch in der Kirchenſprache wollen die 
ſchamaitiſchen „Kulturträger“ jetzt durchgreifen. Fur Jämtliche Glaubens- 
bekenntniffe Joll die litauiſche Sprache zwangsweiſe eingeführt werden. 
Nur das moſaiſche Bekenntnis Joll von dem Swaug, ſich in den Syna= 
gogen des Litauiſchen zu bedienen, befreit ſein. Das Hebräiſche wird 
alſo wohl als einzige Sprache für „würdig“ befunden, gleichberechtigt 
neben dem Litauiſchen zu ſtehen. Auch das litauiſche Heer iſt 
jetzt in verſtärktem Maße in den Dienſt der zwangsweiſen Litauiſierung 
geſtellt worden. Den aus dem Memelland ſtammenden 
Rekruten ift es bei Strafe verboten, lich in der 
privaten Unterhaltung der deutſchen Sprache zu 
bedienen. Wird aber einer von ihnen bei dieſem „Verbrechen“ 
ertappt, ſo muß er in feldmarſchmäßiger Ausrüſtung mit zur Wand 
gekehrtem Geſicht mindeſtens zwei Stunden lang ſtrammſtehen. Die 
meiſten der Rekruten ‚brechen bei dieſer Cortur, die an franzöſiſche 
Sremdenlegionsmethoden erinnert, ſchon vor Ablauf der befohlenen Zeit 
zufammen. Daß die memelländiſchen Rekruten die ihnen von Haufe zu- 
geſandten Pakete erjt mit großer Verſpätung erhalten, wenn die darin 
enthaltenen Eßwaren verdorben find — falls die Pakete ihnen über- 
haupt ausgeliefert werden — das gehört zu den „kleinen Schikanen“, 
in denen ſich der Nationalismus des nur zu negativen Leiſtungen fähigen 
litauiſchen Sewaltregimes täglich neu offenbart. 


Was alles beſtraft wird. 

Einige Beispiele dafür, was alles auf Grund des Suchthausgeſetzes, 
des ſogenannten Geſetzes zum Schutze von Volk und Staat, im Memel 
gebiet als „ſtaatsgefährliches Verbrechen“ gilt und mit meiſt hohen 
Sreiheitsſtrafen geahndet wird. Ein deutſcher Memelländer, Auguft 
Friedrich Jafke aus dem Kreife Pogegen jteht unter Anklage auf 
Grund des $ 22 des genannten Geſetzes, weil er auf die beiden Seiten 
eines Säckes Hakenkreuze gemalt hat und dieſen Sack wie eine 
Sahne am Haufe aushängte. Hans Mertins aus Memel iſt auf 
Grund des $ 3 angeklagt worden. Er wird beſchuldigt, einer Memel 
länderin abgeraten zu haben, ihre Kind in die litauiſche Schule 
zu ſchicken. Edwald Meyer hat ſich auf Grund des $ 2 zu verant- 
worten, da er zu einem memelländiſchen Briefträger geſagt hat, er Joll 
die litauiſche Poftuniform ausziehen. Gegen Helmut Juniſchkis und 
Heinrich Grigoleit lautet die Auklage auf Grund des 8 22, weil 
fie auf einem Dach aus Dachpfannen ein Hakenkreuz hergeſtellt hatten. 
Der Kaufmann Georg Quppelt hat ſich auf Grund des $ 12 zu ver- 
antworten. Er hat den Memelländern empfohlen, ſich nicht mit Litauern 
einzulaſſen. Das ift nur ein kleiner Ceil der im Monat Dezember zur 


Verhandlung kommenden „Verbrechen“. Dazu kommen noch die zahl- 
reichen Strafen des litauiſchen „Kommandanten“ des 
Memelgebietes. Es vergeht faſt kein Tag, an dem die Blätter 
des Memelgebietes nicht eine Reihe von Fällen zu melden haben, in 
denen deutſchgeſinnte Memelländer wegen der geringsten oder oft ſogar 
wegen überhaupt nicht begangener Vergehen mit Geld- oder Freiheits- 
ſtrafen belegt werden. 
Ein Heer von Spitzeln. 

Seitdem Neisgus als Präfident des Direktoriums das Memel 
gebiet schikaniert, ift die Zahl der von der litauischen Polizei aus- 
gehaltenen Spitzel auf über 400 geſtiegen. Nur 3. T. handelt es 
ſich dabei um alteingeſeſſene Bewohner des Memelgebietes, denen das 
korrupte Suftem der unter der ruſſiſchen Knute großgewordenen 
Schamaiten das moraliſche Rückgrat gebrochen hat. Zum größten Teil 
ſetzt ſich dieſes Heer von Spitzeln und Provokateuren aus minder- 
wertigem Geſindel von jenfeits der alten deutſch-ruſſiſchen Grenze 
zuſammen. Dieſe Fünfgroſchenjungen, die zu unentbehrlichen Helfern 
der großlitauiſchen Fremdherrſchaft im Memelgebiet großgeworden 
lind, machen das Land ſeit Monaten unſicher. Es ijt in der letzten 
Seit wiederholt vorgekommen, daß fie ſich in angefrunkenem 
Suſtand in verſchiedenen Memeler Gaftltätten bewegten und dort 
das Perſonal wie die Gäſte mit der Waffe beläftigten 
und bedrohten. Die Seche pflegen dieſe zugewanderten Säfte 
nur ſehr ſelten zu bezahlen; ſie geben nämlich an, nicht aus eigenem 
Antrieb, ſondern in dienſtlichem Intereſſe in das Lokal ge⸗ 
kommen zu ſein und verlangen, daß die Seche vom Wirt bezahlt wird. 
Dieſes den Memelern fremde Benehmen haben die Beamten der 
politiſchen Polizei kürzlich u, a. in den Memeler Gaſtſtätten „Sprech- 
An“ und „Hotel zur Hütte“ zur Schau getragen. Auf die Aufforde- 
rung der Kellner, die Seche zu bezahlen, wurden dieſe mit dem Revolver 
bedroht, und nur dem Dazwiſchentreten eines ſich in Memel auf- 
haltenden Boxers iſt es zu verdauken, daß kein weiteres Unglück 
geſchah. Dasſelbe paſſierte, als vor kurzem einige lit auiſche 
Polizeibeamte infolge ſtarker Trunkenheit Stühle zer- 
brachen. Als der Angeſtellte des Lokals die Bezahlung der zer- 
brochenen Gegenſtände verlangte, zogen dieſe Burſchen ihre Piſtolen 
und verſuchten, ſich auf dieſe Weiſe aus dem Lokal zu entfernen. So 
haben die Memelländer außer durch die ſonſtigen Drangſalierungen 
auch noch durch die Hemeingefährlichkeit der litauiſchen 
Polizei zu leiden. 

Der jamoje Neffe. 

Sür die Art und Weiſe, in der die Litauer ihre Gewaltakte im 
Memelgebiet zu bemänteln verſuchen, liefert der Sall des Land- 
tagsabgeordneten Pagalies einen neuen Beweis. Pagalies 
ſollte am 6. September diefes Jahres einer Landtagsfitzung in 
Memel beiwohnen, in der dem widerrechtlich eingeſetzten Direktorium 
Reisgys das Mißtrauen ausgeſprochen werden ſollte. Um die Beſchluß— 
fähigkeit des Landtages zu verhindern, wurden mehrere Abgeordnete, 
darunter auch Pagalies, durch litauiſche Polizeiſchikanen 
am Srſcheinen verhindert. Pagalies wurde durch Jeinen 
Neffen, der litauiſcher Polizeiſpitzel iſt, in ein Gaſthaus nach Groß- 
litauen bejtellt, wo der famoſe Neffe eine Schlägerei provozierte. Für 
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dae Schlägerei wurde der Abgeordnete von der litauiſchen Polizei ver— 
antwortlich gemacht, in das Orts sſpritzenhaus eingeſperrt 
und erſt freigelaſſen, als die Landtagsſitzung in Memel geſchloſſen war. 
Pagalies, der weit über 60 Jahre alt iſt, iſt als ruhiger Menſch be- 
kannt, der ſich niemals in einen Händel einlaſſen würde und der auch 
keinen Alkohol trinkt. Trotzdem iſt der Abgeordnete jetzt wegen 
„Crunkenheit und Schlägerei“ mit einer Geldſtrafe 
von ſo Lit belegt worden. Pagalies hat gegen dieſe Strafe 
Einspruch erhoben, der aber verworfen wurde. Es liegt hier alſo ein 
Sall doppelter Vergewaltigung vor. Einmal wird der Abgeordnete 
jeiner Freiheit beraubt, um ihm die Teilnahme an der Landtagsſitzung 
unmöglich zu machen, und dann wird er auch noch, um nach außen hin 
den Schein des Rechtes zu wahren, beſtraft. 
„Hunke⸗Punke“ funkt dazwiſchen. 

Der Empfang des Neichsſenders Königsberg wird ſeit längerer Seit 
durch einen in Alemel ſtationlerten litauiſchen Shmwarzfender 
ſuſtematiſch geſtört. Es arbeitete der Schwarzſender z. B. am 14. No- 
vember kurz nach 20 Uhr wiederum auf Welle Heilsberg. Aus den 
Orten Cilſit, Inſterburg, Pillkallen, Heinrichswalde, Labiau und 
Skaisgirren gingen Meldungen ein, daß der Empfang von Königsberg⸗ 
Heilsberg um dieſe Seit unmöglich war. Die deutſchen Rundfunk- 
intendanten, die am 14. und 15. November in Königsberg tagten, 
konnten ſich jelbſt davon überzeugen, daß die Störung ſogar in Königs- 
berg durchdrang. Die große Hörergemeinde des Oſtens iſt darüber 
ſehr erregt, weil dieſer Schwarzſender, der anſcheinend von ultra- 
reaktionären litauiſchen Kreiſen betrieben wird, insbefondere 
den Empfang der Königsberger Heimatfendungen 
Jabotiert. Man iſt der Anſicht, daß die verantwortlichen litauiſchen 
Stellen nicht ernſtlich genug bemüht ſeien, den Saboteuren das Hand- 
werk zu legen. Die Angelegenheit entwickelt ſich zu einem inter 
nationalen Nundfunkſfkandal, da vor allem auch nor- 
diſche Staaten durch den Störfſender in Mitleiden- 
ſchaft gezogen werden. 

Jetzt ſind die Litauer ſchließlich doch in die Grube gefallen, die ſie 
den Deutjchen zu graben hofften. Seit einigen Tagen iſt ein neuer 
Schwarzſender aufgetaucht, der dem litauiſchen Sender in Kauen 
erheblich ins Programm funkt. Er meldete ſich mit folgender An- 
kündigung: „Hier iſt der Sender Hunke Punke! Da wir 
bier keinen einwandfreien Rundfunkempfang mehr haben, weil ein 
litauiſcher Schwarzjender im Memeler Hafen den Nundfunkempfang 
jtört, ſenden wir jetzt auf der Kownoer Welle. Das Kauener Pro- 
gramm wird durch dieſen neuen Schwarzſender vollſtändig zerſtückelt 
und underſtändlich gemacht. 
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Denkmalsftürmer. 

Die Litauer «haben vor einiger Geit die Catſache, daß vier junge 
Burſchen einige Blumen am fog. litauiſchen Freiheitsdenkmal 
in Memel beſchädigt haben, zum Anloß genommen, um in moraliſcher 
Entrüftung zu machen. Sie haben dieſe ſtaatsgejährliche Blumen- 
beſchädigung zu einer ſinnloſen und abgeſchmackten Hetze gegen Deutjch- 
land benutzt. Die vier Schuldigen find jetzt zu je vier Monaten Zuchthaus 
verurteilt worden. Ganz abgeſehen davon, daß ein ſolches Denkmal 
in Memel wohl fehl am Platze ſein dürfte, muß man bei dieſer Ge- 
legenheit doch wohl daran erinnern, daß Jıch die Litauer noch heute der 
Serſtörung der deutſchen Denkmäler in Memel als 
einer patriotiſchen Leiſtung zu rühmen pflegen. Die Banditen, die 
ſeinerzeit die deutſchen Denkmäler umſtürzten und zerſtörten, wurden 
damals ſofort nach der Tat den litauiſchen Staatsbehörden zur Basen 
Beranlaffung benannt. Aber die litauiſchen Behörd 
lehnten es nicht nur ab, die Den kmalsſchänder 5 
Verantwortung zu jieben, jondern ließen ihnen 
obendrein noch beſondere Ehrungen zuteil werden. 
Sie wurden mit der Einſetzung in hohe Beamtenſtellen belohnt. Einer 
der Denkmalſchänder iſt der frühere Wieſenbaumeiſter Jonuſchei⸗ 
tis, der jetzt Mitglied des illegalen Direktorium NReisgys iſt. Zwei 
ſeiner Komplizen, Wanagaitis und Löbartas, erhielten als 
Belohnung die einträglichen Bahnhofswirtſchaften in Heydekrug und 
Memel, nachdem man die deutſchen Wirte hinausgeworfen hatte. Ein 
vierter, namens Endrikaitis, wurde zum Moorvogt ernannt; und 
ein fünfter hatte durch die Denkmalſchändung jeine beſondere Eignung 
zum Pandespolizeidirektor des Memelgebietes erwieſen. Der ganze 
Denkmalſtur; ſtand ſeinerzeit unter der Leitung des jetzigen Schauliſten- 
führers und Landtagsabgeordneten Bruvelaitis. 

Wann iſt Smetona geboren? 

Sur 60-Jahrfeier des litauiſchen Präſidenten Smetonas wurden in 
dieſem Jahre die Kirchen des Memellandes gezwungen, Sejtgottesdienft 
abzuhalten. Der Kirchenbeamte eines memelländiſchen Landortes las 
zwei Lebensbeſchreibungen des Staatspräſidenten, von denen die eine 
den Geburtstag auf den 10., die andere aber auf den 16. Auguſt legt 
(gefeiert wurde der Namenstag). Er fragte deshalb den litauiſchen 
Baamten, der ihm den Befehl zum Seſtgottesdienſt übermittelte: „Wenn 
Sie einen Feſtgottesdienſt anordnen, werden Sie mir auch angeben 
können, wann der Präſident nun eigentlich geboren iſt. Man kann in 
einer Rebe doch Schließlich nicht Jagen, er habe am 10. oder 16. Ge- 
burtstag.“ „Das weiß ich nicht,“ entgegnete ihm der Beamte. „Machen 
Sie nur den Seſtgottesdienſt, wie befohlen, und wegen des Geburtstags 
werde ich mal in Memel anfragen.“ 


Partei- und Preſſeweſen der Ukrainer in Polen. 


Die Parteien. 

Im „Kurjer Warjjamjki“ berichtete St. Sypotanfki vor 
kurzem. über die in Polen beſtehenden ukrainiſchen Parteien. 
Die wichtigſte von ihnen iſt die Undo (Ukraniſche Nationaldemokra- 
tiſche Vereinigung). Ihr Führer iſt Or. Opmitr Lewicki. Sie wurde 
im Jahre 1995 gegründet und will die Einigung aller Ukrainer ohne 
Unterſchied des Standes und des Bekenntniſſes herbeiführen. Das 
Maximalprogramm der Undo iſt der geeinte, unabhängige 
ukrainiſche Staat. Ihr Mindeſtprogramm iſt die territoriale 
Automie für Oftgalizien. Ihre Taktik Polen gegenüber iſt im all- 
gemeinen gemäßigt. In ſozialer Hinſicht fordert Jie die entſchädigungs⸗ 
loſe Enteignung des Großgrundbelſitzes (alſo der Polen) zugunſten der 
einheimiſchen Kleinbauern und der einheimiſchen landloſen Bevölke- 
rungsteile (aljo der Ukrainer). Die gemäßigte Haltung gegenüber 
dem polniſchen Staat hat die Partei in den letzten Monaten zu einer 
ſcharfen Ablehnung der ON, einer revolutionären, irredentiſtiſchen 
Gruppe, veranlaßt. Wegen der Kompromißbereitſchaft der maß- 
gebenden Kreiſe der Undo hat ſich vor nicht langer Seit von ihr eine 
Gruppe radikalerer ukrainiſcher Politiker losgeſagt. Dieſe haben die 
SNE (Front der nationalen Einheit) gegründet. Die SWE, mit 
Dumitr Palijew an der Spitze, vertritt die nationalradikale Rich- 
tung, die keine beſtehenden Verträge anerkannt. Sie lehnt zwar die 
Gewaltmethoden der OUN ab, hält aber auch die gemäßigte Taktik 
der Undo nicht für geeignet, den nationalen Forderungen der Ukrainer 
Polen gegenüber zum Siege zu verhelfen. Eine andere Gruppe, die 
WU O (Wolhuyniſche le Vereinigung) ſteht auf dem Boden 
des polniſchen Staates. Die UNO (Ukrainiſche Nationale Erneue- 
rung) wurde vom Biſcho Chomyfzyn in Stanislau gegründet. Sie 
fordert die Automie, iſt Polen gegenüber gemäßigt. Weiter gibt es 
eine Reihe politiſch links gerichteter ukrainifcher Gruppen: die 
USAP (Ukrainiſche Sozialiſtiſch-radikale Partei), die USDP 
(Ukrainifche Sozialdemokratiſche Partei) und die U PP (Ukrainiſche 
Arbeitspartei). 

Neben einigen kleineren Gruppen iſt noch eine beſonders 
hervorzuheben, die die aufgeregte Phantaſie der Polen am meiſten 
beſchäftigt. Es ſind dies die ukrainiſchen Nationaliſten, die in der 
OU N juſammengeſchloſſen find. Spotanjki nennt die OUN „eine 
tupiſche Konſpirationsgruppe“ und ſagt von ihr u. a.: „Zu ihrer 
Taktik gehören Terror und Sabotage, zu ihrer Propaganda Geheim- 
ſchriften aus dem Ausland, Slugſchriften, ukrainiſche Nevolutions- 
Jahrestage uſw. Bei den Parteimitgliedern fiel mir die unerhörte 
Redegewandtheit auf. Ich weiß nicht, ob Jonjt eine revolutionär- 


verſchwöreriſche Partei für ihre Mitglieder beſondere Anweiſungen 
bearbeitet, wie man ſich verbergen muß und die Polizeiagenten irre- 
führen, und ob man Jo etwas theoretisch erlernen kann. Ich habe den 
Eindruck, daß trotz allem viel Kinderei dabei iſt, viel revolutionärer 
Archaismus aus der Seit irdendwelcher ſchwarzer Brüder, Nächer uſw., 
die heutzutage ſchon Wundertiere darſtellen. Gehört zu Jolchen 

Wunderdingen nicht 3. B. der Grundſatz, ukrainiſche Mädchen und 
Knaben im Alter von 8 bis 15 Jahren als Mitglieder in den Narh- 
wuchs der OUN aufzunehmen? Kinder in einer Geheimorganifation! 
Vielleicht hat man das Beiſpiel hierzu in dem Erziehungsprogramm 
Muflolinis geſehen, denn der Faſchismus wirkt ſehr ſtark auf die 
Ol N, aber er iſt 33 keine geheime Organiſationl“ 

Die politische Prefje. 

In der „Poljka Sbrosna⸗ iſt am 24. Oktober ein längerer Artikel 
über dieukrainifche Preſſe in Polen erſchienen. Deren Wert 
und Bedeutung wird von dem polniſchen Verfaffer mit ftarker DBe- 
tonung 1 gering eingeſchätzt, „Sür die wirkliche Intelligenz“, heißt 
es da im Anſchluß an eine recht unfreundliche Kritik des ukrainifchen 
Volkscharakters u. a., „kann die ukrainische Preſſe kein hinreichendes 
Nährmittel ſein, da ſie einem rein provinziellen Charakter 
trägt“. Neben den rein lokalen Nachrichten, die ausſchließlich das 
ukrainische Leben berühren, und den politiſch-nationalen Artikeln, trete 
die Berichterſtattung über allgemein intereſſierende Weltereigniſſe in 
der ukrainiſchen Preſſe vollkommen zurück. „Den Ukrainern“, meint 
der polniſche Verfaſſer, „die gewohnt find, alles auf die eigenen ört- 
lichen Intereſſen zurückzuführen und alles durch die Brille des ukraini- 
ſchen Nationalismus zu ſehen, fehlt ein größerer Geſichtswinkel auf 
die Welt und das Intereſſe für den Gang der ſich in der Welt ab- 
ſpielenden Ereigniſſe.“ Zum provinziellen Charakter der ukrainiſchen 
Preſſe trage auch der Umſtand bei, daß ſich die Preſſe, der Struktur 
der ukrainischen Bevölkerung entſprechend, dem niedrigen 
Niveau der Leſerſchaft anpaſſen mülle. Die ukrai- 
niſche Intelligenz ftamme vom Lande, ihr Horizont ſei daher 
begrenzt, und da ſie ihr ganzes Leben in der Hauptfache auf dem 
Lande und in den kleinen Provinzſtädten verbringe, intereſſiere ſie ſich 
in erſter Linie auch für Fragen des ländlichen Milieus. Die ukrainifche 
Preffe könne ihr Niveau nicht den Bedürfniſſen der dünnen Schicht 
der Intelligenz anpaſſen, die wirklich an den großen Dingen der Welt 
intereſſiert ſei, ſondern ſie müſſe überaus volkstümlich gehalten ſein, 
um den Kontakt mit dem Bewohnen des flachen Landes und der kleinen 
Städte nicht zu verlieren. Da dort das Leben langſamer als in der 
großen Welt fließe und eine aktuelle Berichterſtattung daher nicht 


fo notwendig fei, ſei der am meijten gängige Cup der 
ukrainiſchen Seitung nicht die ages zeitung, 
ſondern die volkstümlich illuftrierte Wochenſchrift 
Jozialpolitifhen Charakters. „„ 

Die Darſtellung des polniſchen Verfaſſers mag einige richtige Be⸗ 
obachtungen enthalten. Aber er ſcheint die ukrainiſche Preſſe doch 
allzu ſehr mit dem Hochmut des zentraliſtiſch denkenden Warſchauers 
zu betrachten, der dazu neigt, alles, was außerhalb der hauptſtädtiſchen 
Mauern geſchieht — und Jei es ſelbſt in Lemberg, Wilna oder Krakau — 
als provinziell rückftändig zu bezeichnen beliebt. Daraus, daß die 
Ukrainer alles „durch die Brille des ukrafniſchen Nationalismus ſehen“, 
kann man ihnen ſchließlich keinen Vorwurf machen. Das machen die 
Polen nicht anders. Und die Ukrainer haben wirklich keinen Anlaß, 
ſich zur Betrachtung der Weltereigniſſe eine polniſche Brille zu borgen. 
Daß übrigens das Intereſſe für die Weltereigniſfe in der ukrainifchen 
Preffe nicht fo ſtark ausgeprägt iſt wie für die Dinge „lokalen 
Charakters“, iſt nur natürlich. Die ÜUbrainer beſitzen keinen eigenen 
Staat, der Jie in einen unmittelbaren Zufammenhang mit allem brin- 
gen könnte, was „draußen“ geſchieht. Schließlich iſt auch die polniſche 
Preſſe in der Seit der polniſchen Staatenloſigkeit keine „haupt- 
ſtödtiſche“, Jondern im großen und ganzen eine ausgeſprochene „Pro- 
vinzpreſſe“ geweſen. Und auch beute noch lajlen ſich die polniſchen 
Tageszeitungen, die eindeutig und weithin ſichtbar über das Niveau 
des „Provinziellen“ hinausragen, an den Fingern abzählen. 

Die „Polſka Sbrojna“ fährt in ihrer Charakteriſtik der ukraini- 
ſchen Preſſe dann fort, indem fie auf deren parteipolitiſche 
Serriffenhbeit eingeht. Außer dem tepräfentativen Blatte, wie 
es das „Dilo“ iſt, habe faſt jede Partei und Nichtung, faſt jede 
ſoziale oder berufliche Organijation ihr Preſſeorgan. Sur Seit zähle 
die ukrainiſche Preſſe über 30 ſozialpolitiſche Wochenſchri ten, — ohne 
die Spezialzeitungen, in deren Spalten auch politiſche Fragen einen 
großen Naum einnehmen. „Das wichtigſte ukrainiſche Organ iſt das 
‚Dilv’ (‚Die Cat), ein reines Intellioenzblatt, das Organ des ukra⸗ 
iniſchen parlamentariſchen Klubs. Das Blatt iſt eng mit der Ukrainifchen 
Nationaldemokratiſchen Partei (Undo) verbunden; der jeweilige Vor 
ſitzende der Undo ilt gleichzeitig der Vorſitzende des Hauptvorſtandes 
der Geſellſchaft des ‚Dilo’, und fein Vertreter in der Partei iſt der 
Hauptſchriftleiter des „Dilo. Neben dem ‚Dilo’ erſcheinen die außer 
ordentlich volkstümlichen Wochenſchriften. der Undo: ‚Smoboda’ (‚Die 
Freiheit) und „Nedila' (Der Sonntag).“ 

Neben dem „Dilo“ bezeichnet der polniſche Verfaſſer wei grie- 
chiſch⸗katholiſche Wochenſchriften, die Organe der 
beiden Bilhöfe Chomuſzyn und Szeptecki, als die wichtig. 
ften politiſchen Organe der Ukrainer in Polen: Nowa Sora 
(„Die neue Morgendämmerung.) und „Meta“. Während die erſtere 
als offizielle Zeitfehrift der UNO (Ukrainifche Nationale Erneue- 
rung) „im Verhältnis zum polniſchen Staat politiſch einen ſehr ge- 
mäßigten Standpunkt einnimmt“, ſteht das andere Blatt, das den 
URS (Ükrainiſcher Katholiſcher Verband) repräfentiert, auf „einem 
ausgeſprochen nationaliſtiſchen Standpunkt, obwohl es gleichzeitig ſehr 
ſcharf die Arbeit des illegalen ukrainiſchen Lagers bekämpft“. Die 
beiden Blätter wenden ſich in erfter Linie an die Intelligen; 
und ſind nicht für die Maſſen beſtimmt. . a 

Anders iſt das bei einer Reihe anderer Blätter, die Jich einer 
großen Volkstümlich keit erfreuen. Da ilt zunächſt das Blatt 
der US A P (Ukrainische Sozialiſtiſch-radikale Partei) zu nennen. die 
politiſch illuſtrierte Wochenſchrift „Hrodmadſleigj Holos“ („Die Stimme 
der Volksvertretung“). Volkstümlich gehalten und auf weite Ver- 
breitung berechnet ſind auch die Blätter des in Privat- 
befits befindlichen Konzerns Swan &yktors. In diefem 
Konzern erſcheinen die Tageszeitung „Nomyj Czas („Die Neue Zeit“), 
die Wochenſchrift mit der größten Auflage unter allen ukrainischen 
Blättern „Narodnia Sprawa“ („Die nationale Stage“), der „Naf; 
Prapor“ („Unfere Fahne“) und die humoriſtiſch-ſatiriſche Seitſchrift 
„Komar“ („Die Stechmücke“). Die Blätter dieſes Konzerns pflegen 
einen politiſch radikalen Ton, find jedoch mit keiner politiſchen Gruppe 
verbunden. . 

Die § E (Front der nationalen Erhebung) gibt die Sweiwochen- 
ſchrift „Ceremocha“ („Die Überwindung“) heraus. Ihr Schriftleiter 
iſt der Sührer der 5c, Dimutr Palije w. Die Seitſchrift, von der 
der polniſche Verfaſſer ſagt, daß ſie „ausgezeichnet, lebendig und faſt 
auf europäiſchem Niveau redigiert“ ſei, iſt ſtark nationaliſtiſch eingeſtellt 
und „beleuchtet auch ziemlich weitgehend die außenpolitiſchen Ereigniffe 
und bringt außer den aktuellen politiſchen Nachrichten auch eine ganze 
Reihe von ideellen Abhandlungen“. Die Seitſchrift bekämpft die 
Kompromißpolitik der Undo. 

Das Blatt der „Anhänger des Hetmantums“ iſt der 
„Chliborobſkij Szlach („Der Weg des Landmanns“). Die USDP 
(Ukrainifche Sozialdemokratiſche Partei) verfügt über die Seitſchrift 
„Wpered“ („Vorwärts“). Die Ubrainiſche Bauer npartei 
gibt die Seitſchriften „Seljanyn“ („Der Bauer“) und „Nowe Selo“ 
(„Das neue Dorf“) heraus. Außerdem erſcheint noch eine ganze Reihe 
von ſozialpolitiſchen Zeitſchriften örtlichen Sha⸗ 
rakters wie „Ukrajinfkyj Belkyd“ in Przempfl (Premiffel), „Holos 
Pokuttia“ („Die Stimme Pokuttiens“), „Huculfkie Slovo“ 
Huzuliſche Wort“) in Kolomea, u. a. m. 

„Was die ſowjetfreundliche Richtung anbelangt. Jo iſt 
fie in der ukrainiſchen Preſſe zur Seit völlio beſeitigt. Nach dem 
Wechſel des Kurſes in der Sowjetukraine ſeit dem Jahre 1929 in 


(„Das. 


Richtung einer Entukrainifierung und nach den ſcharfen Repreflalien 
gegen alle ſeparatiſtiſchen nationalen Beſtrebungen find die Ükrainer 
die ſchärfſten Hegner der Sowjetunion geworden. Die übriggebliebenen, 
wenig zahlreichen ſowjetfreundlichen Seitſchriften hatten mehr den 
Charakter einer kommuniſtiſchen Propaganda und unterlagen als 
ſolche in jüngſter Zeit faſt völlig der Liquidierung.“ 

Weiter geht der polniſche Verfaſſer auf die Blätter ein, die ſich 
im Gegenſatz zu den bisher erwähnten „für eine politive Ju- 
ſammenarbeit mit Polen ausſprechen“ und „eine Entwicklung 
des ukrainischen Volkes im Nahmen einer gemeinſamen Staatlichkeit 
wünſchen“. Es muß freilich fraglich erfcheinen. ob es ſich bei dieſen 
Blättern wirklich um von Ukrainern herausgegebene Organe und nicht 
vielmehr um polniſch inſpirierte und ausgehaltene 
Serfetungsblätter handelt. Erwähnt werden die in Luck 
(Wolhunien) erſcheinende Jeitſchrift ..Ukraiinifen Numa“ (, Has 
ukrainiſche Land“), die in Krunica erſcheinende Seitſchrift „Lemko“, 
der die Ukrainer ein anderes Blatt. „Nalz Lemko“ („Unfer Cemko“), 
entgegengeftellt haben, die Wochenſchrift der ukrainifchen Bauern 
organiſation „Jemia i Wola“ („Land und Freiheit“) und ſchließlich 
das Organ der Altruthenen „Nußkig Solos“ („Die rutheniſche Stimme“). 


Die Sachzeitſchriften. 

Außer den allgemeinpolitiſchen Seitſchriften beſitzen die Ukrainer 
eine ganze Reihe von Spezialblättern, die einzelnen 
beſonderen Gebieten des Lebens gewidmet ſind und „die ihre Auſgabe 
hervorragend erfüllen“. Sehr gut geſtellt ſind befonders die Zeit- 
ſchriften aus dem Gebiete der Landwirtſchaft und des Geno]- 
Jenſchaftsweſens, das unter den Ukrainern ſtark entwickelt iſt. 
Solche Blätter gibt es etwa zehn. Weiter verfügen die Ukrainer 
über eine ganze Reihe von religiöfen Seitſchriften, über kultu- 
relle, berufliche und wiſſenſchaftliche Organe. über 
biftorifche SGeitſchriften, wie 3. B. „Pitopys czerwonoſi Kalunn“ 
(„Notrufſiſche Chronik“), und ſogar eine militäriwiſfen⸗ 
ſchaftliche Seitſchrift, die in Warschau erſcheint, nämlich „Tabor“ 
(„Das Feldlager“). Es fehlt bei den Ukrainern auch nicht an 
illuſtrierten humoriſtiſchen Seitſchriften und an einer 
reichen Seitſchriftenliteratur für die Kinder und die Jugend. 
„die man im nationalen und ukrainischen Geilte zu erziehen beſtrebt 
ilt, wobei man bie körperlichen Fähigkeiten nach der Art des polniſchen 
Pfadſinderweſens auszubilden verſucht.“ Weiter werden auch zwei 
ukrainiſche Srauenzeitſchriften herausgegeben: Die eine iſt der organi- 
ſatoriſchen Arbeit des „Sojuz Ukrainok“ (Verein der Ukrainerinnen) 
gewidmet und wird von der Senatorin Kiſielewſka in Rolomea heraus- 
gegeben; die andere ift die gut ausaeftattete Monatsſchrift „Nowa 
Chata“ („Das neue Heim“). 

Außerdem, fährt der polniſche Verfaſſer fort. zählt die ukrainifche 
Kultur eine ganze Neihe von Seitſchriften aus dem Gebiete der 
Literatur und Kunſt, wie: „Dazboh“ (..Stawilche Gottheit“). 
eine Monatsſchrift, die von einer Gruppe jüngerer Schriftſteller 
herausgegeben wird, . Nazuſtricz“ („Literatur“), die etwa den polniſchen 
„Wiadomofei Literackie“ entſpricht. eine ernſte Seitſchrift der War- 
ſchauer Gruppe „My“ („Wir“), die literariſch-wiſſenſchoftliche Monats- 
schrift „Dzwony“ („Die Glocken“), der kämpferiſche „Wiftnuk“ („Der 
Bote“), eine Monatsſchrift, die den Weg des faſchiſierenden Nationa- 
lismus gebt, eine Kkunſtwiſſenſchaftliche und -pflegende Seitſchrift 
--Myſtectwo“ (., Die Kunſt“), und eine Mulikzeitſchrift Muzuczni 
Wiſtu“ („ Muſiknachrichten“). Damit ift die Reihe der aeiltig hoch- 
ſtehenden ukrainiſchen Seitſchriften noch keineswegs erſchöpft. 

Auch der polniſche Verfaſſer ſieht ſich zu der Feſtſtellung gezwungen, 
daß das ukrainiſche Preſſeweſen. was das kulturelle Verdienſt au- 
belougt, im großen und ganzen ein bedeutendes iſt“, daß in ihm eine 
große Kraft zur Entwickgung des jungen Volkes ſteckt. Dann aber 
fährt der polniſche Verfaſſer fort: „Wenn ſich die wirtſchaftlichen, 
fachlichen. wiſſenſchaftlichen oder literariſchen Seitſchriften günſtig ent- 
wickeln. Jo können die ſchwachen Erfolge, das niedrige Niveau und 
die Spaltung der politiſchen Preſſe nicht Schuld der ukrainiſchen 
Bevölkerung felbft ſein, die auf anderen Gebieten ihr Examen beſteht.“ 
Der Pole glaubt den Grund für die Mißerfolge der ukrainifchen 
politiſchen Preſſe gefunden zu haben. Er ſagt: Offenbar Jei die ukrai- 
niſche Bevölkerung nicht mit den Richtlinien einverſtanden, die ihr 
von ihren Führern auf politiſchem Gebiete und in der Tagespreſſe 
gegeben werden. Das Leben ſtehe im Widerſpruch zu dem „ober- 
flächlichen ukrainiſchen Nationalismus“. wie er durch die DPreſſe »o— 
trieben werde, die die Augen vor der Wirklichkeit verſchließe und ſich 
auf den Gebieten frommer Theorien und Wünſche bewege. Wenn die 
ukrainifche Preſſe. Jo ſchließt der Pole feinen Artikel, eine größere 
Volkstümlichkeit in den Moaſſen erlangen wolle Jo müffe fie „von 
ihren irrealen Poſitionen abgehen und Möglichkeiten fuchen. die 
patriotiſchen Gefühle mit der gegebenen Wirklichkeit zu verbinden 
und ihren Leſern die Anpaflung an ihre Lebensbedingungen zu er- 
leichtern. ſtatt aus ihnen Pariaſſe zu machen“. Hier iſt wohl der 
Wunſch der Vater des Gedankens geweſen. Denn der polniſche Ver- 
faſſer hat in feinem Artikel ſelber mehrfach betont daß gerade die 
rolenfeindlichen ukrainiſchen Blätter in der Regel den größten Leſer— 
kreis aufmeifen können. 
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Der Streit im Verband Deutſcher Katholiken. 


Domberr Dr. Paech, der zuſammen mit Pfarrer Kallas und 
Schulrat Dudek von Dr. Pant vor einiger Zeit aus dem Verband 
Deutſcher Katholiken „ausgeſchloſſen“ wurde, nimmt zu der Tätigkeit 
Pauts in einem längeren Artikel Stellung, in dem es u. a. heißt: 
„Dr. Pant ift ſeit etwa einem Jahre eigene politiſche Wege gegangen.“ 
Wir ſind der Anſicht, daß Dr. Pant ſchon ſeit länger als einem 
Jahr feine eigenen „Wege“ ging und daß es die Pflicht der alten Deutfch- 
tumsführung geweſen wäre, ſich ſchon früher von dem klerikalen Querkopf 
zu trennen, als es tatſächlich geſchehen iſt. „Dieſe Trennung,“ fährt 
Domherr Paech fort, „iſt in ſchärfſten Formen vor lich gegangen und 
iſt leider Catſache geworden.“ Wenn das Jo ilt, wie ſteht es dann 
mit dem vor kurzem ins Leben gerufenen jog. „Nat der Deutjchen in 
Polen“? Im Art. III der Satzung dieſes „Nates“ heißt es, daß 
die jeweiligen Abgeordneten und Senatoren im Nate Sitz und Stimme 
haben. Dr. Pant iſt Senator. Er gehört alſo doch wohl auch zum 
„Nat der Deutſchen in Polen“? Wie iſt das nun eigentlich mit der 
ſcharfen Trennung? 

Domherr Paech fährt dann fort: „Nun iſt es gewiß jedermanns 
Privatangelegenheit (2), in welcher Weiſe er ſich politiſch betätigen 
will. ... Leider iſt Or. Pant (der Leiter der ſog. Oeutſchen 
Chriſtlichen Volkspartei) aber zugleich auch der erſte Vorſitzende des 
Verbandes Deutſcher Katholiken in Polen, der ſatzungsgemäß jede 
Politik aus feinem Cätigkeitsbereich ausſchließt ... Nun Jah ſich 
aber der Verband plötzlich durch die Perſon feines erſten Vorfitzenden 
und durch deſſen vom geſamten übrigen Deutſchtum abgelehnte po- 
litiſche Haltung aufs ſchwerſte belaſtet. 


Verband Deutſcher— 


Katholiken und Chriſtliche Volkspartei wurden 
dauernd miteinander verwechſelt. .. . Hätte Dr. Pant 
wirklich das Wohl des Verbandes im Auge gehabt, Jo hätte er diefen 
von der Belaſtung durch ſeine Perſon befreien und den Vorſitz im 
Verbande niederlegen müſſen .. 

„Am ſtärkſten.“ ſchreibt Domherr Paech weiter, machte 
Jihb der Gegenſatz zu Dr. Pant in Pommerellen 
bemerkbar. Geſchloſſen verlangte dieſer ganze Bezirk Pants Rück 
tritt, wenn die Einheit des Verbandes erhalten bleiben ſollte ... 
Die Unzufriedenheit im Verband wuchs immer mehr. Immer zahl- 
reicher wurden die Drohungen ganzer Ortsgruppen und vieler Einzel- 
mitglieder, daß ſie aus dem Verband ausſcheiden würden, wenn 
Dr. Pant weiter den Vorſitz behielte.“ Aber alle Schritte, die unter— 
nommen wurden, um Pant zum Rücktritt zu bewegen, blieben erfolglos; 
um ſich zu behaupten, ſchloß er ſeine Widerſacher aus dem Verbande aus. 

Wie Domherr Paech weiter mitteilt, hat Dr. Pant es abgelehnt, 
eine konkrete Begründung für den verfügten Ausſchluß zu geben. Er 
bat ſich mit der allgemeinen „Seſtſtellung“ begnügt, daß Paech, Kallas 
und Dudek „die Intereſſen des Verbandes aufs ſchwerſte verletzt“ 
hätten. Was er als „die Intereſſen des Verbandes“ betrachtet, hat 
er nicht geſagt. Die geforderte Hauptverſammlung hat or bisher auch 
noch nicht einberufen. Er verſucht es nach wie vor mit der Diktatur. 
Wenn Pant nicht verſchwindet, fällt der Verband auseinander. Daran 
würde auch nichts geändert werden, wenn es Pant durch Schiebungen 
etwa gelingen ſollte, ſich bei einer Hauptverſammlung von einigen 
gefügigen Elementen wieder zum Vorſitzenden wählen zu laſſen. 


Jungdeutſcher Parteitag in Poſen. 


Am 18. November tagte in Pofen der Gauparteitag 
der Jungdeutſchen Bewegung in Poſen - Pomme- 
rellen. Nach dem Kattowitzer Parteitag, der vor einiger Seit in 
Anweſenheit von Abordnungen aus den anderen Gebietsteilen Polens 
die Stärke der Jungdeutſchen Partei in Oſtoberſchleſien unter 
Beweis geſtellt hatte, hat jetzt die Poſener Kundgebung gezeigt. daß 
die deutſche Erneuerungsbewegung auch unter den Deutſchen Pofens 
und Pommerellens feſt Fuß gefaßt hat. Die Kundgebung war von 
etwa 3000 Volksgenoſſen aus Poſen-Stadt und Vertretern aus den 
beiden Woſewodſchaften beſucht. Der Landesführer der J., Ing. 
Wiener Bielitz hielt eine grundlegende Rede, in der er die Bor- 
ausſetzungen und Ziele der Bewegung entwickelte. Seinen 
Ausführungen ſeien einige Stellen entnommen. Mit Recht konnte 
Wiesner feſtſtellen: „Der erſte Teil unſeres Werkes iſt vollbracht. 
wir haben die Deutſchen aus ihrer Mutlofigkeit und 
Verzweiflung aufgerüttelt, wir haben ihnen den Glauben 
an in ſelbſt wiedergegeben und den Weg in eine beſſere Zukunft 
gewieſen. 

Sutreffend charakteriſierte der Landesführer den Geiſt, in dem von 
der alten Führung die deutſchen Organiſationen bisher geführt worden 
lind: „Wohl beſaß das hieſige Deutschtum auf wirtſchaftlichem Gebiete 
eine in vieler Beziehung gut ausgebaute Organiſation in feinen Se— 
noffenfchaften und Banken, wohl erhielt es Privatſchulen und ſandte 
auch von Zeit zu Zeit ſogenannte Jugendpfleger ins Land, die die Jugend 
betreuen ſollten: aber dieſen Organifationen fehlte die 
Berbundenheit mit allen Schichten des Volkes... 
Es fehlte ihnen allen die große einigende und vorwärtstragende Idee: 
nirgends war ein unverrückbares Siel, nirgends ein klarer und gerader 
Weg. Genoſſenſchaften und Banken waren nur von kapita- 
liſtiſchem Seifte beſeelt und durchdrungen. der deutſche Bauer 
war ihnen nicht in erſter Linie Volksgenoſſe.. . . Wir ver⸗ 
ſchließen uns nicht der Anſicht. daß eine Wirtſchaftsorganiſation in 
erſter Linie nach wirtſchaftlichen Momenten geleitet werden 
muß, wir können ruhig zugeſtehen, daß auch Gutes geleiſtet wurde, aber 
in der Geſamtheit war doch nicht unſer Volkstum der Nutznießer dieſer 
Organifationen, ſondern nur ein Bruchteil deutſcher Volksgenoſſen 
konnte dieſen Vorteil für ſich buchen.“ 

„Es ift eine der bekannteſten Lügen, daß man den ungeheuren Zu— 
lauf zu unſerer Bewegung der herrſchenden Wirtſchaftsnot zu- 
schrieb, als ob durch die Jugehörigkeit zu unſerer Bewegung irgend- 
welche wirtſchaftlichen Vorteile ju erringen wären! Gewiß gab die 
große Wirtſchaftsnot den beften Nährboden ab für unjere Idee. 
aber dieſer nationale Aufbruch hat in erſter Linie ſeinen Grund in der 
ſeeliſchen Einftelluna unferes Volkstums, war begründet durch 
die Sehnfucht, endlich losgelöſt zu werden von der rein wirtſchaftlichen 
Verkettung, war die Gewiſſens forderung, nicht mehr 
un verantwortliches Sinzelſchickſal zu fein. ſondern als 
Ceil des Volkes, mit Teil zu haben an der Verantwortung und an 
dem Kampf um die Wiedergeburt, mit ſeinem Volke mitzuleiden, aber 
auch mit ihm nach aufwärts zu ſtreben. Wir. willen, daß die einzig 
ertige Weltanſchauung des deutſchen National- 
ſo'zialismus, die auch in den Kerzen unferer deutſchen Volks- 
genoſſen diesfeits der Grenze ſich für ewig eingegraben hat, die Weg- 
bereiterin unſerer Bewegung war.“ 

Der Redner betonte die Notwendigkeit einer Zuſammenfaſſung aller 
Doutſchen in Polen: Das Deutſchtum dieſes Staates iſt 
keine einheitliche Volksgruppe, die durch jahrhundertelange Geſchichte 


auf das engſte miteinander verbunden iſt, ſondern es ſtammt aus drei 
verſchiedenen Staaten, die eine vollkommen andere Entwick- 
lung in politiſcher, nationaler, kultureller und wirtſchaftlicher Beziehung 
durchmachten. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſe verſchiedenartige Ent- 
wicklung der Staaten auch abfärben mußte auf die darin wohnenden. 
Deutſchen, auf ihren Charakter, auf ihre Einſtellung zum Volke und 
Staate. Dieſe drei verſchiedenartig veranlagten 
deutſchen Stämme ſollen nun in ein Ganzes zu- 
Jammengefaßt und zu einem untrennbaren Block zufammengefchmie- 
det werden; fie ſollen einen Weg gehen und eine Marſchrichtung 
haben. Wir ſind dabei von dem feſten Willen durchdrungen, nicht mit 
plumper Hand die Eigenart der verſchiedenen Stämme ju zerſtören. 
ſondern wir wollen fie in ihrem guten Ceile erhalten. Aber allen muß 
ein gemeinſames Siel, eine Weltanſchauung und e in deutſcher Glaube 
voranleuchten.“ 

Bundesführer Wiefner ging dann noch auf die erzieheriſchen 
Aufgaben der Jungdeutſchen Bewegung ein. Dann gab Pg. Spitzer, 
der von der Bundesleitung der J Dp. mit der politiſchen Betreuung 
Pommerellens und der Kreiſe Bromberg, Hohenſalza und Wirſitz be⸗ 
traut worden ift, einen ins einzelne gehenden Überblick über die Ent- 
wicklung der Beziehungen zwiſchen der deutſchen Erneuerungsbewegung 
und den Nepräſentanten des alten Spſtems. Dabei führte er u. a. 
folgendes aus: „Als Adolf Hitler, den man bis zu ſeiner Machtergreifung 
als Friedensſtörer bezeichnete, in ſeiner Außenpolitik beſonders mit Polen 
ganz neue und unerwartete Wege ging, als er Marſchall Pilfudfki die 
Hand reichte und langſam Erfolg an Erfolg reihte, da blieb unferen 
‚altdeutfihen‘ Herren eine Seitlang der Atem weg. Aber die alten 
Boutiniers fanden ſich bald wieder, um am Ruder zu bleiben und un 
entbehrlich ju erjcheinen. Sie fäuberten ihre eigenen Neihen, Jobald 
diefer oder jener unbequem oder weltanſchaulich zu ſtark belaſtet war, und 
präfentierten ſich plötzlich als die berufenen Sachwalter des National- 
ſozialismus, obgleich ſie es ſich noch nicht ganz verkneifen konnten. hier 
und da zu unbequeme Punkte der Erneuerungsbewegung zu bekritteln 
und zu bemeckern. Sie ſtellten ſich plötzlich in ihrem Privatleben um, 
die unnahbarſten Herren wurden leutſelig und ließen ſich auch herab, zu 
gauz einfachen Leuten freundlich zu ſein, fie kümmerten ſich mit einem 
Male um die vernachläffigte Jugend ... Kurzum. fie machten in 
Nationalſozialismus. . .. Alte Beziehungen nach allen Himmelsrichtungen 
wurden in Cätigkeit geſetzt. Vorſpiegelungen falſcher Catſachen, erfundene 
Befehle einflußreicher Perſönlichkeiten mußten herhalten, um auf jeden 
Sall den gefährlichen Jungdeutſchen das Waſſer abzugraben.“ 

Beſonders ſcharf ging der Nedner mit Werner Modrow ins 
Sericht, der zunächſt eine höhere Funktion in der Jungdeutſchen Partei 
erhalten hatte, ſich dann aber von den Gegnern der Partei mehr und 
mehr hatte „einfangen“ laſſen. Die „Deulſche Vereinigung“ und den 
„Nat der Deutſchen in Polen“ lehnte der Redner als „alte Firmen mit 
neuen Namen“ ſcharf ab. „Der Nat der Deutſchen in Polen 
iſt genau ſo ein liberaliſtiſches Bindeglied, wie die 
Deutſche Vereinigung ein liberaliftifher Se para- 
tismus iſt. . .. Wir werden die Schärfe unjeres Kampfes immer 
Jo ſteigern, wie es die Maßnahmen unſerer Gegner verlangen.“ 

Mit ſtarker Betonung ftellte der dritte Redner der Kundgebung. der 
tello. Landesführer Schneider- Kattowitz, den ausſchließlichen 
Führungsanspruch der Deutſchen Erneuerungsbewegung heraus: „Die 
Forderung der Cotalität ift notwendig, wenn 
unfer Deutſchtum ſich erhalten will. Wer ſich heute noch 
gegen uns ſtellt, der ſtellt ſich gegen die deutſche Erneuerung.“ 
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Schickſale deutſcher Schulen in Polen. 


Sahlreiche deutſche Eltern aus Schwientochlowitz, Scharleu, 
Godullahütte und anderen oſtoberſchleſiſchen Orten, die in dieſem Jahre 
ihre ſchulpflichtigen Kinder zur deutſchen Minderheitsſchule angemeldet 
oder von der polniſchen zur deutſchen Schule umgemeldet hatten, haben 
vom Schulinſpektorat die ſchriftliche Mitteilung erhalten, daß ihre 
Kinder der polniſchen Schule zugewieſen worden jeien, 
Dieſe Maßnahme wird damit begründet, daß die Kinder „nicht 
genügend der deutſchen Sprache mächtig ſeien. um dem 
deutſchen Unterricht folgen zu können. Für die Eltern iſt dieſe Seſt⸗ 
ſtellung der polniſchen Schulbehörden eine Ueberraſchung gewefen, da 
fie ja im allgemeinen gewöhnt Jind, ſich mit ihren Kindern zu Haufe in 
deutſcher Sprache zu unterhalten und dabei von mangelnden Sprach- 
kenntniffen ihrer Kinder nichts haben feſtſtellen können. Die deutſchen 
Eltern ſind — wohl nicht mit Unrecht — der Aaffaſſung, daß bei 
den Sprachprüfungen, denen ihre Kinder unterzogen wurden, 
mit Abſicht unangemeſſen ſchwierige Sragen geltellt 
worden ſind. Die Kinder find — was zu beachten iſt — in der Regel 
von polniſchen Schulleitern geprüft worden. Vertreter der deut 
ſchen Elternſchaft find? — was wiederum fehr beachtlich ift — zu den 
Prüfungen nicht zugezogen worden. Von Perſonen, die von vorn- 
herein mit der Abſicht an eine Prüfung herangehen, die Prüflinge 
durchfallen zu laffen, iſt nicht anzunehmen, daß die Fragen, die ſie 
ſtellen, und die Art, in der ſie fie ſtellen, den Umſtänden entsprechen. 
Die Eltern der durch die Prüfungen zurückgewieſenen Kinder haben 
ſich mit der Entſcheidung der polniſchen Schulbehörde nicht zufrieden 
gegeben, londern ſich auf Grund der Hen fer Konvention bei 
dein Präsidenten der Hemiſchten Kommiſſion, Calonder, beſchwert. 
Man kann von dieſer Stelle erwarten, daß fie den deutſchen Kindern 
zu ihrem Rechte verhilft, das ihnen von parteiifch eingeſtellten national 
polniſchen Lehrern vorenthalten wird. 

Denn die Kinder, die zu den deutſchen Schulen angemeldet worden 
find, find bis auf ganz geringe Ausnahmen von Haufe aus deutſch. 
Wenn es bei einigen von ihnen wirklich zutreffen ſollte, daß ſie die 
deutſche Sprache nicht genügende beherrſchen, dann handelt es ſich 
um folche Kinder, die vor längerer Seit in die 
polniſche Schule geſchickt worden waren, weil ihre 
Eltern durch die Anwendung wirtſchaftlichen 


Druckes von polniſcher Seite hierzu gezwungen 
wurden. Dieſe Eltern find damals nicht freiwillig auf die Wünfche 
des Aufftändifchenverbandes und der Grazunſki-Behörden eingegangen; 
fie hatten Grund, um ihre Arbeitsstelle zu fürchten, oder die Hoffnung, 
aus der bitterſten Not der Arbeitslosigkeit befreit zu werden, wenn Jie 
ſich den polniſchen Wünſchen in bezug auf die Einſchulung ihrer Kinder 
fügten. Wenn fie ſich jetzt wieder zur Ummeldung der Kinder zur 
deutſchen Schule enkſchließen, jo tun fie das ganz gewiß nicht unter 
Swang: denn von deutſcher Seite find fie weder wirtſchaftlich bedroht 
noch mit materiellen Mitteln angelockt worden. Es wäre lächerlich, 
wenn mann etwas derartiges behaupten wollte, wo es doch in Oltober- 
ſchleſien praktiſch keine Wirtſchaftsbetriebe mehr gibt, die es den 
polniſchen Behörden gegenüber unternehmen könnten, eine Germani- 
ſierungspolitik zu betreiben. Die Dinge liegen vielmehr ſo, 
daß ſich zahlreiche Erziehungsberechtigte heute 
wieder der völkiſchen und erzjeheriſchen Pflichten 
ihren Kindern gegenüber erinnern, da jetzt die 
Gründe, aus denen Jie damals ihre Kinder zur 
polniſchen Schule geſchicht haben, nicht mehr be- 
ſtehen, da ſie trotz der Opferung ihrer Kinder arbeitslos geworden 
oder die ihnen feinerzeit von polniſcher Seite gemachten Versprechungen 
nicht erfüllt worden find. Inzwischen aber haben ihre Kinder, zu deren 
Vorteil ſie damals zu handeln glaubten, ein oder auch mehrere Jahre 
die polniſche Schule beſucht. Sie ſind dort natürlich nicht in der 
deutſchen Sprache ausgebildet worden; und die Eltern haben es wohl 
3. C. auch mit oder ohne Schuld versäumt, ihre Kinder ju Haufe 
ſuſtematiſch in ihrer deutſchen Mutterſprache zu unterrichten. Unter 
dieſen Umſtänden hat wohl manches dieſer Kinder, 
das ſeinerzeit gezwungen zur polnischen Schule ging, ſeine Mutter- 
prache in zwiſchen mehr oder weniger verlernt, 
ohne die polniſche Sprache vollauf zu beherrſchen. Aber es wäre ein 
Unrecht, dieſen Kindern jetzt das Recht absprechen zu wollen, wieder 
in die deutſche Schule zu gehen. Was ihnen heute bei einer Sprach- 
prüfung etwa noch fehlt. das kann, wenn fie einmal regelmäßig wieder 
die deutſche Schule beſuchen und wenn das nationale Gewifſen der 
Eltern durch die trüben Erfahrungen der leichtfertigen Volksent⸗ 
fremdung geſchärft worden iſt, binnen kurzer Seit nachgeholt werden. 


Wieviel Analphabeten gibt es in Polen? 


Die Frage des Analphabetentums beſchäftigt nach wie vor die pol— 
niſche Öffentlichkeit. In einem polniſchen Blatte wurde kürzlich feſt⸗ 
geſtellt, daß die in der Regel angegebene Sahl von über 
6 Millionen Analphabeten in Polen viel ju niedrig 
angeſetzt ſei. Dieſe Zahl ſei bei der Volkszählung im Jahre 
1921 feſtgeſtellt worden. Sie ſei heute längſt überholt, und zwar aus 
folgenden Gründen: Erſtens find nach dem Termin der Volkszählung, 
die übrigens in den Ostgebieten, namentlich im Wilnagebiet, nur ſehr 
oberflächlich durchgeführt wurde, noch mehrere Joo odo Menſchen nach 
Polen jurückgekommen, die während des ruſſiſch⸗polniſchen Krieges 
die Kampfgebiete verlaſſen hatten. Unter dieſen Nückwanderern hat 
ſich zweifellos eine große Zahl von Analphabeten befunden. Weiter 
hat ſich deren Fahl von Jahr zu Jahr dadurch erhöht, daß ein großer 
Coil der ſchulpflichtigen Kinder keinen Unterricht erhält. Schließlich iſt 
auch noch ein unbekannter, aber gewiß nicht geringer Teil derjenigen, 
die als ſchreib- und leſekundig in der Statiftik geführt ſind, tatſächlich 
der Millionenmaffe der Analphabeten zuzurechnen. Die Tatjache, daß 
einer mit Mühe und Not feinen Namen unter die Sählliſten (die vom 
Sählperſonal und nicht von ihm ſelbſt ausgefüllt werden) kritzeln 
kann, berechtigt noch nicht zu der Annahme, daß er kein Aualphabet iſt. 
Wenn man trotz dieſer Bedenken die Geſamtzahl der Analphabeten 
nur mit 6% Millionen annimmt, jo bedeutet das immerhin ſchon, daß 
etwa ein Fünftel der Bevölkerung Polens weder zu 
leſen noch zu ſchreiben verſteht. Das erwähnte polniſche 
Blatt glaubt zu der Annahme berechtigt zu ſein. daß es in Polen 
etwa jo Millionen Analphabeten gibt; das wäre faft 
ein Drittel der Seſamt bevölkerung! 

Die polniſchen Analphabeten müſſen in verſchjedene Srup⸗ 
pen eingeteilt werden. Da ſind zunächſt die alten Leute die im 
zariſtiſchen Nußland keinen Schulunterricht genoſſen haben. Dieſe Klaſſe 
iſt die am wenigsten beunruhigende; denn fie ſterben allmählich aus. Viel 
ſchlimmer für die Zukunft des polniſchen Staates ſind die jungen 
Analphabeten die jetzt in ihm beranwochſen. zunächit die, 
welche in keine Schule aufgenommen werden 
können, weil für fie kein Platz ift, und die deshalb ohne Unter- 
richt aufwachſen müſſen. Ihre Zahl wird gegenwärtig auf 700 000 
geſchätzt. Bedeutend größer ift die Zahl derer, die aus irgendeinem 
Grunde einfach nicht in die Schule gehen. Es gibt zwar ein 
Seſetz über den Schulzwang: Wie will man aber in den abge- 
legenen Dörfern einen Vater zwingen, fein Kind in die Schule zu 
Ichicken, wenn er es vorzieht, das Kind das Vieh hüten zu laſſen oder 
es mit irgendwelchen anderen kleinen Wirtſchaftsarbeiten zu bejchäf- 
tigen? Man kann ihn mit einer Geldftrafe belegen. Dazu müſſen 
ſechs Inſtanzen bemüht werden, nämlich das Schulinſpektorat, die 
Staroftei, der Gemeindevorjteher, der Gemeindepolizift, das Finanzamt 
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und der Exekufor. Der Juſtanzenzug dauert Monate, vielleicht Jahre, 
vielleicht kann der Mann die Strafe doch nicht bezahlen, weil er kein 
Geld hat, und das Kind ilt die ganze Seit nicht in die Schule gegangen. 

Ein Hauptgrund für den mangelhaften Schul 
beſuch ift in vielen Fällen die bitterſte Not. Wenn die ganze 
Samilie zuſammen nur über ein einziges Paar zerriſſener Schuhe ver— 
ſügt,, die Kinder in den alten, abgetragenen Sachen der Eltern nur 
notdürftig bekleidet umherlaufen, dann können ſie unmöglich bei 
ſchlechtem Wetter, beſonders in dem viele Monate währen 
den äußerſt ſtrengen und ſchneereichen Winter des 
polniſchen Oftens, ſtundenweite Wege zur Schule machen. So 
entſtehen in den polniſchen Landſchulen die ſogenannten „Sailon- 
binder“, die nur während der Sommermonate in die 
Schule kommen, im Winter aber wegbleiben. Das wenige, was 
man ihnen im Sommer beigebracht hat. veraeffen fie wieder im Winter. 
Sie ſind daher eine dauernde ſchwere Belaſtung für Schule und Lehrer. 
Aber ſelbſt für die nahe wohnenden Kinder iſt es oft nicht leicht. im 
Winter den Schulbetrieb aufrechtzuerbalten. Denn die Gemeinden 
lind ſehr arm, manchmal mag dazu noch ſchlechte Sinanzwirtſchaft 
kommen ſo daß kein Geld fürdie Heizung da iſt. Nicht ſelten 
erbarmt ſich in Jolchen Fällen der Lehrer und kauft Holz und Kohle 
für fein eigenes Geld, um die Schule nicht zumachen zu müſſen. 

Es find verſchiedene Vorſchläge gemacht worden, um der 
drückendſten Schulnot abzuhelfen. Man ſolle die „Saifonkinder“ 
in beſonderen Kurſen zuſammenfaſſen und auch während 
der Serien unterrichten laffen, die in Polen von Ende Juli bis 
Anfang September dauern; ſtellungsloſe Junglehrer würden fich hierfür 
gern zur Verfügung ſtellen. In den Gebirgsdörfern der Karpathen, die 
oft keinen Schulort in erreichbarer Nähe haben, ſollten Wander- 
lehrer eingeſetzt werden. Das wichtiaſte wäre freilich die über 
ziehung des Landes mit einem möglichſt dichten Net von 
Schulen und die Anlegung genügender Verkehrs- 
wege, daß die Schulen auch in jeder Jahreszeit aufgefucht werden 
können. Das würde natürlich ganz gewaltige Ausgaben erfordern, und 
für die Aufrechterhaltung der Schulen und den Unterhalt der Lehrer wären 
ebenfalls bedeutende Mittel aufzuwenden. Wenn ſchon die Erfüllung 
eines folchen Programms nur in einem längeren Zeitraum möglich ilt, 
Jo ilt weiter zu berückſichtigen, daß der Bedarf an Schulen und Lehr- 
kräften außerdem durch die raſche Volksvermehrung dauernd wächſt. 
Es werden alſo ſelbſt bei größter Anſtrengung 
Jahrzehnte gebraucht werden, wenn Polen den 
Stand des Schulweſens in ſeinen öſtlichen Gebieten 
demanpaſſen will, den die Weſtgebiete vom preuß i- 
ſchen Staate übernommen und dank den hier zur Verfügung 
ſtehenden größeren Mitteln auch weiter auf der Höhe erhalten haben. 
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Maſſenproduktion von Geſetzen. 


Über die Unarten des Geſetzgebers wird in allen Staaten 
geklagt. Auch dem Sachkundigen iſt es ſehr häufig kaum noch mög- 
lich ſich durch den Wuſt der Geſetze, Verordnungen, Ausführungs- 
beſtimmungen uſw. durchzufinden beſonders dann, wenn die Geſetze 
uſw. ein- oder gar mehrmals teilweiſe außer Kraft geſetzt oder ab- 
geändert oder nach dieſer oder jener Richtung ergänzt worden find. 
Wenn ſich dann der Geſetzgeber, anſtatt ſich in einem Abänderungs- 
geſetz deutlich auszudrücken, auch noch darauf beſchränkt, auf dieſe 
oder jene ältere Beſtimmung zu vermeifen, die unter Berückſichtigung 
der Artikel x der Verordnung vom ſoundſovielten und in Verbindung 
mit dem Geſetz vom ſoundſopfelten zur Abänderung des Geſetzes vom 
ſoundſovielten, Artikel y. anzuziehen iſt, dann iſt es nur allzu begreif⸗ 
lich. wenn ein gewöhnlicher Staatsbürger auf eine ſolche Lektüre ver- 
zichtet — ſelbſt auf die Gefahr hin ſich wegen Verſtoßes gegen einen 
ihm unbekannten Paragraphen ſchuldig zu machen. 5 

In Polen ſcheint es befonders ſchlimm zu ſtehen. Der „Kur jer 
Pofnanſki“ ſchrieb vor kurzem hierüber: „Polen ift ein 
Land der Rekorde auf geſetzgeberiſchem Gebiet. 
Nirgends woanders arbeitet man ſo raſch Geſetzentwürfe aus, und 
nirgends werden ‘fie raſcher bejchloffen. Ein klafſiſches Beispiel dafür 
ift die Flut von Dekreten, die fich alljährlich in 
der Herbſtzeit wiederholt. Das Minijterpräfidium hat am 
2. November dem Sejm 55 Dekrete des Staatspräſidenten vorgelegt, 
die in der letzten ſejimloſen Seit erlajfen worden find. Zur Seit über- 
ſteigt die Zahl der Verordnungen und Geſetze. die feit Neujahr im 
„Oziennik Uftam“ erſchienen find, die Summe 850. Das ift die Ernte 
der legislativen Tätigkeit für die Zeit von kaum zehn Monaten. 
Es nimmt deshalb auch nicht wunder, daß die in 
fieberhaftem Tempo ausgearbeiteten Verord- 
nungen durch viele Mängel, Sehler und Unzuläng- 
lichkeiten gekennzeichnet find. Wie fieberhaft das geſetz⸗ 
geberiſche Tempo in Polen iſt, davon zeugt der Beſchluß einer Voll- 
verſammlung der Warſchauer Handelskammer, der ſich 
dagegen wendet, daß, wenn die Miniſterien der Kammer in üblicher 
Weiſe die Entwürfe von Verordnungen jur Stellungnahme zuſendet, 
der Kammer kaum einige Cage Friſt zu ihrer Beatnwortung gibt.“ 


„Sehr häufig,“ fährt der „Kurzer Pomanſki“ fort, „Kommt es 


vor, daß ein Dekret oder eine Verordnung, die eilig Han d gehen 
worden find, und von denen es heißt, daß ſie ſehr eilig feien, bei der 


praktiſchen Ausführung einer Verzögerung unterliegen. Dies kommt 
daher, daß die Geſetze, als Nahmengeſetze, ziemlich viele erſt ſpäter 
herausgegebene Ermächtigungen für die Exekutivbehörden enthalten. 
Und es zeigt ſich, daß die eigentlichen Schwierigkeiten ſich erſt dann 
herausſtellen, wenn das Geſetz in Kraft treten ſoll. Dann präziſiert 
ſich ihr Lebensinhalt mit hen Schwankungen und Schwierigkeiten. 
Dieſe Schwierigkeiten haben zur Folge, daß immer häufiger 
geſetzloſe Zeiten‘ entfteben, wo man nicht weiß, ob die be- 
treffende Nechtsvorſchrift gültig iſt bzw. wie fie in Kraft treten ſoll.“ 

Das polniſche Blatt führt einige Beiſpiele an: „Das ſogenannte 
Vereinheitlichungsgeſetz über die Sozialverſicherungen iſt am 
J. Januar d. J. in Kraft getreten, aber die Ausführungsbeſtimmungen 
dazu ſind erſt im Januar und in den nächſten Monaten erſchienen. 
Was für eine Verwirrung daraus entſtand, haben wir noch 
friſch in Erinnerung. Noch heiterer ging es bei dem Handels- 
geſetz zu, das am 3. Juli in Kraft trat, deſſen Text (0 und Aus- 
führungsverordnung aber erſt nach dieſem Termin erſchienen. Das 
Wohnungsmoratorium erſchien 2% Wochen nach dem 
eigentlichen Termin, und das Hupothekenmoratorium ‚nur 
zwei Wochen ſpäter. Die Ausführungsverordnung zur Finanz 
ordnung hatte ſich gleichfalls verſpätet uſw. ufm. Aber ſelbſt dann, 
wenn der Geſetzgeber es fertig bringt, eine Verordnung rechtzeitig zu 
erloffen, erſcheint diefe entweder am Vortage der Inkraftſetzung der 
rechtlichen Grundlage, oder die entſprechende Nummer des „Dziennik 
Uſtaw“ wird mit einem früheren Datum verſehen. So oder fo: Die 
Nichtbeachtung des Termins verurſacht dem Volke Verluſte und den 
Behörden Sorgen, und Polen bringt es bei den Fremden ein 
ironifches Lächeln ein.“ 

„Wir ſagten ſchon,“ heißt es weiter, „daß unſere Verordnungen 
deutliche Spuren fieberhafter, nicht gehörig 
durchdachter und unreifer Arbeit aufweiſen. Dies hat 
zur Folge. daß fortwährend daran gebeſſert, geglättet wird; mit 
einem Worte: es hat die Novelliſierung der Geſetze und Verord- 
nungen zur Folge. Schließlich entſteht daraus ein 
ſolches Chaos, daß niemand, ſelbſt der Urheber der betreffenden 
Rechtsnorm, ſich darin mehr jurechtfindet. Und der arme Bürger 
trägt die Folgen der Unkenntnis des Geſetzes. Dieſem Zuftande ſollte 
man zum Wohle des Landes und im Intereſſe des Preſtiges des 
Staates ein Ende machen.“ 


Gſtland⸗Woche. 


Der jüdiſche Ton. 


Bei der Haushaltsausſprache im Seim hatte der jüdiſche Abgeordnete 
Thon u. a. erklärt, die polniſche Regierung müſſe Nückſicht darauf 
nehmen daß 10 v. H. der Bevölkerung Polens Juden ſind; mit einer 
ſolchen Minderheit müſſe fie rechnen und fie müffe ſich jagen. daß es 
ihr nicht erlaubt ſei ſich mit dem erbittertſten Feinde des Judentums 
(gemeint ift Deutſchland) zu verbinden. Über dieſes anmaßende Auf- 
treten des Juden Thon iſt die nationaldemokratiſche „Gazeta War- 
hamfka“ — nicht mit Unrecht — erboft. Sie findet den Ton des Thon 
unerhört. Die Juden ſag'en, Polen dürfe keine auswärtige Politik 
führen, die der ſehnprozentigen jüdiſchen Minderheit nicht gefalle. Der 
Thon erkenne dieſer zehnprozentigen Minderheit größere politische 
Rechte zu als dem ganzen polniſchen Volk in deſſen eigenen Staat. 
Weiter habe der Thon in feiner Rede von den „ſiebenhundert und 
einigen Dutzend Millionen. die offen, und anderen mehreren Dutzend 
oder mehreren hundert Millionen, die verſteckt für die Armee aus- 
geworfen werden“. geſprochen. Das ſei die Nache des Shylock, ſchreibt 
die „Gazeta Warſzawſka“. Der rachſüchtige Jude ſpreche von ver- 
ſteckten Millionen für Rüftungen. Und niemand habe dem Thon darauf 
eine Antwort gegeben. Weder Beck noch der Vizekriegsminiſter hätten 
eine Abwehr dieſes für die Ausfuhr beſtimmten Angriffs des Thon für 
nötig gehalten. Der vom Thon angefchlagene Ton ſei höchſt beleidigend 
für das polnifche Volk. 


Neue Weichſelbrücke bei Thorn. 


Am 11. November wurde die neue Weichſelbrücke bei Chorn dem 
Verkehr übergeben. Es iſt über fünf Jahre daran gebaut worden. Um 
die Brücke zu errichten, wurde erſt die große Brücke, die bei Münſter⸗ 
walde über die Weichſel führte. aboeriffen. Die Polen behaupten, daß 
man das aus . Sparſamkeitsgründen“ gemacht hat. Die Eiſenkonſtruk⸗ 
tionen der Münftermwalder Brücke wurden zum Teil beim Thorner 
Brückenbau wieder verwandt. In „ſinnvoller“ Weiſe wurde dann die 
neue Thorner Brücke nach dem Marjchall Polens benannt. Es handelt 
ſich um eine Wegebrücke, deren Bau notwendig war, da die Fahrbahn 
der alten Eiſenbahn-Wegebrücke durch die Legung eines zweiten 
Ciſenbahngleiſes geſperrt wurde. Die „Pilſudſkibrücke“ iſt die größte 
Wegebrücke in Polen. Die abgebrochene Münſterwalder Brücke war 
eine der größten Brücken Europas. 


Die Nationalradikalen. 


Die Warſchauer Polizei hat am 14. November die Verteilungs- 
zentrale der „Nowa Sztafeta“, des verbotenen Organs des 
nationalradikalen Lagers, entdeckt. Sie hat den Hauptleiter des ge— 


heimen Verbreitungsapparates der Seitung, einen Studenten, ver- 
haftet. Der Führer des nationalradikalen Lagers. Jan Mos 
dorf, wird ſteckbrieflich verfolat. Er hält ſich zur Seit anscheinend im 
Auslande auf, von wo er unter den gegebenen Verhältniſſen ſo bald 
wohl nicht nach Polen zurückkehren dürfte. hr . 

übrigens haben die Juden, die — nicht ohne Grund — überall anti- 
ſemitiſche Tendenzen vermuten, entdeckt, daß ſich die verbotenen 
Nationalradikalen unter neuer Slagge wieder zu ſammeln verjuchen. 
In Warſchau ift nämlich eine neue politiſche Gruppe unter der nicht 
ſehr durchſichtigen Bezeichnung „Unabhängige foziale Arbeiterpartei“ 
entſtanden. Die Gründer follen zum Teil frühere Mitglieder des 
nationalradikalen Lagers ſein. 


Konareß der Aufſtandsführer in Poſen. 


Die Führer des polniſchen Aufſtandes in Poſen waren am 5. No- 
vember zu einer Taaung in Poſen zuſammengekommen. Der national- 
demokratische „Rurjer Warſzawſki“ berichtete darüber folgendes: 

„Der Kongreß der früheren Führer des großpolniſchen Aufftandes, 
de von der Geſellſchaft zur Erforſchung der Seſchichte 
des großpolniſchen Aufſtandes' einberufen war. begann 
mit einem Gottesdienst in der Harniſonkirche, worauf General Cac zal 
die Verhandlungen eröffnete. Nach den offiziellen Ansprachen, an 
denen ſich auch der Vizemarſchall Car beteiligte, kam man zu den 
eigentlichen Verhandlungen. Es hielten Referate Mojor Moſgezun- 
[ki, Dr. Wojtkowſki und Hauptmann Sielinſki. An die 
Referate ſchloß ſich eine lebhafte Diskuſſion an, an der ſich mehrere 
Redner beteiligten. Die Dis kuſſion nahm ſtellenweiſe 
einen ſtürmiſchen Charakter an. Zum Schluß der Ver- 
handlung wurde eine Entſchließung gefaßt, die die Forderung ftellt, 
mit den Arbeiten ander Nedigierung der Geſchichte 
des großpolniſchen Aufſtandes auf Grund von ge- 
Jammelten Dokumenten z3u beginnen, die ſich teilmeife 
noch in Privathänden befinden.“ 


Eiſenbahnattentat im Korridor? 


Polniſche Blätter berichten darüber, daß in der Nähe von Dirſchau 
auf der Strecke nach Konitz von unbekannten Tätern ein 70 kg ſchwerer 
Stein auf die Gleiſe gelegt worden iſt, und zwar kurz bevor der Oft- 
preußen-Schnellzug Nr. 907 die Stelle paffierte. Die Maſchine ſchleu⸗ 
derte den Stein beiſeite. In Konitz ſtellte man einige Beſchädigungen 
an der Maſchine feſt. Ob die Abjicht vorgelegen hat. den Zug zum 
Entgleiſen zu bringen. oder ob es ſich um verbrecherischen Leichtſinn 
handelt, konnte nicht feſtgeſtellt werden. Die Polizei hat den oder die 
Täter nicht feſtſtellen können. 
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% Millionen polniſche Arbeiter bedroht: 


Die Erklärung des franzöſiſchen Arbeitsminiſters Jatquier, daß 
ausländiſchen Arbeitern keine Arbeitskarten 
mehr ausgestellt werden und daß die gegenwärtig in 
Srankreich beſchäftigten ausländiſchen Arbeiter 
nur in Ausnahmefällen die Verlängerung ihrer 
Arbeitskarten erhalten werden, hat in Polen ſtärkſte Un 
ruhe hervorgerufen. Der Krakauer „Siujtromany Kurjer Codzienny“ 
greift in einem Leitartikel den franzöſiſchen Miniſterpräſidenten Slandin 
ſcharf an und wirft ihm Undank und kraſſen Cigennutz vor. 
Die polniſchen Arbeiter hätten ſich die größten Verdienfte um den 
Wiederaufbau Frankreichs erworben. Sie hätten Arbeiten verrichtet, 
die. keine Sranzoſen verrichten wollten, und jetzt wolle man ſie aus 
Frankreich hinauswerfen. Nach Angabe des Blattes ſind zur Seit 
noch 250000 polniſche Arbeiter in Frankreich be- 
ſchäftigt, und zwar 100 ooo Landarbeiter, 90 000 Bergarbeiter und 
eo ooo Induſtriearbeiter. Zufammen mit den Samilienangehörigen 
halten ſich zur Seit etwa 598 000 polniſche Staatsange- 
börige in Frankreich auf, die alle in ihrer Exiſtenz be- 
droht ſind. 


Schikanen gegen die „Rattowiger Zeitung. 


Vor kurzem wurde der Austräger der „Kattowitzer 
Zeitung“ in Moſchtjenitz (Kreis Nubnik) eines Nachts von 
einigen polniſchen Aufſtändiſchen durch Schreien und NRandalieren aus 
dem Schlafe geweckt und dann mit Gummiknüppeln und Meſſern be— 
droht. Der Deutjche ließ ſich durch dieſe Einſchüchterungsverſuche nicht 
zur Abgabe feiner Agentur veranlaſſen. Die Folgen ſollte er bald 
zu ſpüren bekommen. Der Aufſtändiſche Brzoza hielt den 
Deutſchen beim Seitungaustragen an, beschimpfte ihn und verſuchte 
dann, ihnmit einemin einem Caſchentuch verborgenen 
ESiſengewicht über den Kopf zu ſchlagen. Oer Verſuch 
mißlang allerdings und Brioza räumte — aller Aufſtändiſchenideologie 
zum Trotz — das Feld. Die Polizei verwies den Seitungsausträger, da 
„kein öffentliches Intereſſe“ vorläge, auf den Weg der Privatklage, 
wozu der ODeutſche natürlich kein Held hat. Dieſe Einftellung 
der Polizei ift geeignet, Brio za und Komplizen zu 
neuen ftraflojen Gewalttaten aufzumuntern. 

Ein guter Diener Gottes iſt der Ortspfarrer Adamcezyk. Er 
bat ſich am 11. November während des Hochamtes auf die Kanzel ge- 
ſtellt und in Jeiner Eigenſchaft als Mittler zwiſchen Gott und den 
Menjchen verkündet, daß es die Pflicht eines guten 
Shriſten ſei, die Leute, die die „Kattowitzer Zeitung“ 
leſen, zur Tür hinaus zuwerfen. Es ſei eine „große Sünde“, 
eine ſolche Sreimaurerzeitung zu leſen. Serner wußte dieſer Herr von 
der Kanzel noch mitzuteilen, daß in Deutſchland jeder, der es wagen 
würde, eine polniſche Zeitung auszutragen, eingeſperrt wird. 


Ein Freispruch. 

Die Leiterin der Johneſchen Buchhandlung in Bromberg, Frl. 
Kaſchil, war vor einiger Seit wegen „Aufwiegelns zum Hochverrat 
und zur Loslöſung polnischer Landesteile“ zu ſechs Monaten Gefängnis 
mit Strafaufſchub verurteilt worden. Das „Aufwiegeln“ beſtand im 
Verkauf zweier Bücher, „Deutſcher Jungendienſt“ und „Liederbuch der 
NSDAP.“. Die Bücher waren von der Polizei beſchlagnahmt worden. 
Am 15. November beſchäftigte ſich das Poſener Oberlandesgericht als 
zweite Inſtanz mit dem Fall. Sri. Kaſchik wurde freigelprochen, weil 
ſie die Bücher verkauft hatte, ohne den Inhalt zu kennen, und das 
„Vergehen“ ſomit aus Sahrläſſigkeit begangen wurde. 


Amneſtie im Pfadfinderprozeß: 


Der Pfadfinderprozeß, der Jahre hindurch immer wieder die Ge⸗ 
müter erregt und die polniſchen Gerichte beſchäftigt hatte, iſt jetzt end⸗ 
lich zum Abſchluß gekommen. Vor einigen Wochen war einer der Ver- 
urteilten, Heinrich Preuß, in Haft genommen worden, um die ihm 
zudiktierte Freiheitsstrafe abzuſitzen. Jetzt iſt er vom Juſtizminiſter 
amneſtiert worden. Auch dem gleichfalls zu Gefängnis verurteilten 
Jugendpfleger Friedrich Mielke wurde durch Miniſterial⸗ 
beſchluß die Strafe niedergeſchlagen. Unter ein leidiges Kapitel der 
deutſch-polniſchen Beſiehungen wurde damit der Schlußſtrich gezogen. 


Beſchäftigung von Reichsdeutſchen ſtrafbar. 


Vor dem Burggericht Königshütte (Oft O.-S.) fanden mehrere Ver⸗ 
handlungen wegen der Beſchäftigung deutſcher Reichs 
angeböriger in oſtoberſchleſiſchen Betrieben ſtatt. 
In einem Salle handelte es ſich um die Sweigſtelle der Dresdner 
Bank in Königshütte, deren drei Direktoren beſchuldigt waren, einen 
deutſchen Neichsangehörigen, Wilhelm Noſenbaum (nanu?) als Pro- 
kuriſten angeſtellt zu haben. Die Direktoren erklärten, daß ihnen der 
Prokuriſt Roſenbaum von der Berliner Zentrale jugewieſen worden 
lei und fie infolgedeſſen der Meinung geweſen ſeien, daß feiner Be⸗ 
ſchäftigung nichts im Wege ſtünde. Sie wurden trotzdem zu je 500 
Slotu Seldſtrafe verurteilt. Ein Haſtwirt aus Schwien⸗ 
tochlowitz, der eine deutſche Neichsangehörige in ſeinem Betriebe 
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beſchäftigt hatte, wurde zu 200 Slot Seldſtrafe, ein Kaufmann 
aus dem gleichen Orte, der einen Lehrling deutſcher Reichs- 
angehörigkeit angenommen hatte, zu J00 Sloty Seldftrafe 
verurteilt. . 


Die Paßgebühren. 


Die Frage der Ermäßigung der Auslandspaßgebühren iſt von der 
polniſchen Regierung zu den Akten gelegt worden. Nicht nur in der 
deutſchen Preſſe Polens wird dieſe Surückſtellung des bereits aus- 
gearbeiten Geſetzentwurfs bedauert. Auch die polnische Preſſe jetzt 
ſich mit dieſer Maßnahme 3. C. kritiſch auseinander. Oo ſchreibt der 
„Kurjer Poznanſki“, „es wäre jetzt an der Seit, die §eſſeln der Paß 
vorſchriften einer Neviſion zu unterziehen; denn es läßt ſich nicht 
beſtreiten, daß unſere zu lange Abtrennung von der Welt 
der Kultur des Staates ſchadet, indem ſie nicht geſtattet, 
in der erforderlichen Weiſe die Sortſchritte und Erfahrungen, die 
anderweitig gemacht worden ſind, auszunutzen. Die Mauer, die uns 
vom Auslande trennt, ruft in unjerer Bevölkerung eine vielfach 
irrige Einſchätzung unſeres Landes im Vergleich mit der übrigen Welt 
hervor, was nicht nur für die politiſchen und kulturellen Beziehungen 
von ungünftigen Folgen iſt, ſondern auch in den individuellen Handels- 
beziehungen. Daß dieſe Catſache überall als ſchädlich angeſehen wird, 
geht daraus hervor, daß die meiſten zivilifierten Völker die Sicht- 
vermerke abgeſchafft haben und bei der Ausgabe der Päſſe für ihre 
eigenen Bürger weitgehende Sreiheit und weitgehendes Verſtändnis 
walten laſſen. 

„Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß man, wenn das 
Finanzminiſterium ſich den Anſichten des Innenminiſteriums über die 
Paßpolitik widerſetzt, mindeſtens für gewiſſe Gruppen 
der Bevölkerung in die Paßmauer Breſchen 
ſchlagen müßte, und zwar zugunſten derjenigen Gruppen, deren 
unmittelbare Beziehungen zum Auslande unſerem Lande Nutzen 
bringen. In erſter Linie iſt weitgehende Paßfreiheit für 
den Kaufmannsſtand erforderlich, ohne die wir 
niemals den &ypus des großen Kaufmanns mit 
weitem internationalen Horizont erziehen werden, 
der fähig ift, für die polniſchen Waren im Auslande zu werben und 
ihnen neue Märkte zu beſchaffen. Die Folgen der heutigen Paß politik 
fühlt ſehr empfindlich auch der Kaufmann von Gdingen, im 
Vergleich mit der Freien Stadt Danzig, der volle Bewegungsfreiheit 
und die Möglichkeit hat, den polniſchen Konkurrenten auf den Aus- 
landsmärkten zu ſchlagen. 


„Eine ähnliche Behandlung erfordern auch die Auslands- 
reiſen der Preſledertreter, die beute einem wenig elaſti- 
ſchen Suſtem in der Paßfrage unterliegen. Man kann nicht gut ver⸗ 
langen, daß die Preffe lich eine Vorſtellung von den Ereigniſſen in 
der Welt macht und daß ſie in der erforderlichen Weiſe die inter- 
nationalen Fragen beleuchtet, wenn fie in dem freien Kontakt mit den 
Problemen des Auslandes beschränkt ift. Endlich mülfen auch Aus 
nahmen eingeführt werden in den Pahvorſchriften zugunſten der 
ftudierenden Jugend. Das junge Geſchlecht wird auf ver- 
ſchiedenen Gebieten des politſchen und mirtjchaftlichen Lebens mit 
den anderen Völkern zuſammenarbeiten müſſen. Deshalb ift es not- 
wendig, daß es in gehöriger Weile fremde Länder kennenlernt und 
dadurch ſeinen geiſtigen Horizont erweitert. Wir denken, daß die 
Nückſichten auf die Sahlungsbilan; des Staates gerade hier am 
wenigsten zu Jagen haben, denn der ſtudentiſchen Jugend kann man 
gewiß nicht den Vorwurf machen, daß ſie zu viel Geld aus dem 
Lande herausnimmt.“ 


Poloniſterung der orthodoxen Kirche? 


Der Metropolit der orthodoxen Kirche in Polen, Dionyfius, 
hat angeordnet, daß in den orthodoxen Kirchen in Zukunft an den 
polniſchen Xationalfeiertagen, wie dem 11. November 
(Unabhängigkeitsfeier), dem 3. Mai (BVerfaſſungsfeier), den Namens- 
tagen des Staatspräſidenten Mosticki und des Marſchalls Pilſudſki 
und bei ähnlichen feierlichen Begebenheiten, nach Schluß des 
Gottesdienſtes die polniſche Nationalhumne „Gott, 
der du Polen ...“ abzufingen iſt. Bisher war das nicht üblich. Viel⸗ 
mehr fanden bisher noch alljährlich 24 Dankgottesdienſte aus 
Anlaß der Befreiung Moskaus von den Polen vor 
300 Jahren ſtatt. Weiter hat der Metropolit verfügt, daß ein 
Ausſchuß gebildet wird, der eine Uber letzung der altflawi⸗ 

chen liturgiſchen Texte in die polniſche Sprache 

durchzuführen hat. Ob dieſe Anordnung darauf hinausgeht, daß das 
Altſlawiſche in den orthodoxen Kirchen in Zukunft durch das Polniſche 
erſetzt werden ſoll, ift noch nicht erſichtlich. Da es orthodoxe Polen Jo 
gut wie gar nicht gibt, fehlt für eine Poloniſierung der orthodoxen 
Gottesdienste jede Vorausſetzung. Die Orthodoxen in Polen find ent- 
weder Weißruſſen oder Ukrainer. Die letzteren bemühen ſich 
ſeit Jahren um die Anwendung der ukrainifchen Sprache in den ortbo=- 
doxen Kirchen. Auf ihre Wünſche iſt der Metropolit bisher jedoch nicht 
eingegangen. Seine erwähnten Verfügungen haben in den Kreiſen der 
Gläubigen allgemeines Auffehen und berechtigte Unruhe hervorgerufen. 
Der Metropolit ſcheint mit dem Warſchauer Kultusminiſterium belfere 
Beziehungen zu unterhalten als mit den Gläubigen der ihm unter- 
ſtehenden Gemeinden. Er ſcheint ſich dieſen gegenüber in einer ähnlichen 
Kampfſtellung zu befinden, wie etwa der Generalſuperintendent Burſche 
gegenüber den evangeliſchen Deutſchen ſeines Kirchenbereiches. 
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Die Sudetendeutſchen haben den geringften Geburtenüberſchuß. 


Das Statiſtiſche Staatsamt in Prag hat Angaben über die Bevöl- 
kerungsbewegung im zweiten Viertel diefes Jahres veröffentlicht. In 
dieſer Seit wurden 47 657 tſchechiſche und flowakeiſche, 12978 deutſche, 
4304 magyarifche, 5303 ruſſiſche und 1055 jüdiſche Kinder geboren. 
Geſtorben find in dieſer Zeit 32928 Tfeherhen und Slowaken, 10 979 
Deutfche, 2983 Magyaren, 2800 Nuſſen und 623 Juden. Es iſt inter- 
eſſant, den Seburtenüberſchuß des erwähnten Vierteljahres mit dem 
im entſprechenden Vierteljahr 1931, in dem die Kriſe erſt begann, zu 
vergleichen. Seither iſt der Geburtenüberſchuß bei den Tſchechen und 
Slowaken um 24 v. H. bei den Juden um 34 v. H., bei den Deutjchen 
um 37 b. H., bei den Magyaren um i9 v. H. und bei den Ruſſen um 
18 v. H. geſunken. Das Sinken des Seburtenüber⸗ 
ſchuſſes iſt alfo bei den Deutſchen am größten. Dies 
ift wohl auch ein Beweis dafür, daß gerade die Deutſchen 
15 der Wirtſchaftskriſe am ſchwerſten betroffen 
ind. 


Arbeitsloſenelend der Sudetendeutſchen. 


Die Arbeitslosigkeit in den deutſchen Gebieten betrug Ende 
Oktober 78,71 auf 1000 Sinwohner (September 75,95). In 
den tſchechiſchen Gebieten dagegen waren nur 50,74 Ein- 
wohner je 1000 arbeitslos (September 29,28). Daraus erhellt, daß 
die ohnehin unter der Arbeitslosigkeit ſchwerer leidenden deutſchen 
Bezirke im Oktober wiederum ein größeres Anwachſen der Arbeits- 
loſigkeit aufzuweiſen haben, als die tſchechiſchen. Karlsbad mit 
11614 Arbeitsloſen (das ſind 234, 5 Erwerbsloſen auf 1000 Berufs- 
tätige) und Graslitz mit 27798 Arbeitsloſen (das ſind 378,9 auf 
10009 Berufstätige) erreichen den Gipfel der wirtſchaftlichen Ver— 
elendung. 


Rückläufige Erwerbsloſenziffer im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 


Den Bemühungen der Danziger Vegierung iſt es gelungen, den 
Kampf gegen die Erwerbslosigkeit im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
erfolgreich fortzuſetzen, jo daß auch im September 1934 die 
Srwerbsloſenziffer rückläufig geweſen if. Die ftarke 
Verminderung der Erwerbsloſigkeit im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
geht aus folgender Gegenüberſtellung hervor. Es waren (jeweils Ende 
September) als erwerbslos gemeldet: 1934: 16588 Perſonen, 1933: 
25 219 Perſonen, 1932: 30 469 Perſonen. 9 


Prozeß, der baltiſchen Nationalſozialiſten. 


Am 29. November findet vor dem zuſtändigen ordentlichen Gerichts- 
hof in Reoval der längſt erwartete Prozeß der baltiſchen 
Nationallozialiſten ſtatt. Die Anklage lautet auf Angebörig- 
keit zu einer vereinsrechtlich nicht angemeldeten Organifation mit 
politiſchen Zielen. Das eſtländiſche Strafgeſetz ſieht für dieſes Vergehen 
Haftſtrafen vor. Die Sahl der Angeklagten beträgt 26. Es ſind dieſes 
der Sührer der Baltiſchen Nationalſozialiſtiſchen Bewegung in Ejtland 
Viktor von Sur- Mühlen, ferner Hans von Schul- 
mann, Heinrich Suceum, Ernſt Turmann, Chriſtfried Leh- 
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bert, Georg Lehbert, Wilhelm Hirſch, Walfried Sichhorn, 
Nikolaus von Pilar-Pilchau, Kurt Klinge, Eduard 
von Nottbeck, Eruſt von Maudell, Emil Muffo, Otto 
Haller, Walter don Wahl, Woldemar Hoehne, Alexander 
Kreß, Werner Hildebrand, Heinrich don Dehn, Karl 
Lindberg, Egon Pallon, Harald von Samfon-Himmel- 
ſtjerna, Karl Vogel, Paul Sutmann, Bruno Sellheim 
und Hermann von Berg. 


Eine Milliarde Oſthilfe. 


Die mit der Durchführung des Ojtbilfeverfahrens beauftragten 
Landſtellen find in ihrer Arbeit vielfach kritifiert worden. Ju 


ihrer Rechtfertigung ſchreibt nun Dr. Vorwerk über das Ergebnis 


der Oltbilfearbeiten und ihre Auswirkungen auf die Wirtſchaft des 
Oſthilfegebiets u. a. folgendes: Durch das Oftbilfe-Ent- 
ſchuldungs verfahren ſeien bisher etwa 740 Millionen 
Reichsmark in das Oftbilfegebiet gefloſſen. Nach 
Beendigung der landwirtſchaftlichen Oſthilfe würden es mehr als 
00 Millionen AM. fein. In den bisher abgeſchloſſenen 
36000 Sällen ſeien durch Vermittlung der Landſtellen auf lieben 
Millionen Morgen Land mehr als 440 Millionen in Form von Hypo- 
theken ausgegeben worden. Wenn die noch ſchwebenden 12 000 
Verfahren durchgeführt ſeien, würden 600 Millionen als Ent- 
ſchuldungsdarlehen ausgezahlt Jein. 

Dazu kämen mehr als Joo Millionen, die das Reich zur Stützung 
beſonders bedürftiger Betriebe, vor allem in den Grem- 
gebieten, für Betriebsverbeſſerungen und andere landwirtſchaftliche 
Swecke eingeſetzt habe. Den ländlichen Genoffenfhaften 
habe das Reich die vielfach uneinbringlichen Forderungen gegen Oft- 
hilfebetriebe mit etwa 170 Millionen abgekauft. Schließlich ſeien noch 
die verschiedenen Erntedarlehen zu erwähnen. Da aber die von 
der Ofthilfe angeſtrebte dauerhafte Erhaltung des Hofes nicht allein 
durch die Bereinigung der Schulden erreicht werden könne, werde von 
den Landſtellen und der Induſtriebank in allen Fällen ſorgfältig geprüft, 
inwieweit Vieh und Maſchinen erneuert und ergänzt, 
Gebäude ausgebeſſert und andere Verbeſſerungen 
getroffen werden müßten. Auch für diefe Zwecke würden in erbeb- 
lichem Umfang Oftbilfemittel bereitgeſtellt. 

Von den mit der Durchführung der Oſthilfe betrauten Stellen werde 
alles getan, um den oft bis in ihre natürlichen Grundlagen hinein zer- 
rütteten Oſthilfebetrieben wieder zur Geſundung zu verhelfen. Mit 
Nachdruck werde neuerdings die Beſtimmung durchgeführt, daß jeder 
Nutznießer der Oftbilfe Land zur Neubildung 
deutſchen Bauerntums (ur Siedlung) in einem Umfang 
zur Verfügung ſtellen müſſe, daß es als Hegenleiſtung für die 
Hilfe der Allgemeinheit und für Verluſte von 
Gläubigern angeſehen werden könne. Der Veferent teilt mit, daß 
in vielen Fällen Entſchuldungsanträge zurück 
gezogen und auf die Oſthilfe verzichtet wurde, um der 
Landabgabepflicht zu entgehen. Das billige Verlangen 
einer angemeſſenen Landhergabe habe Jomit die Oſthilfe von ſolchen 
Verfahren bereinigt, deren Antragſteller nicht ſanierungsbedürftig 
waren. 


Die Flucht Artur Sirks. 


Am Spätnachmittag des 11. November befindet ſich ganz Eſtland 
im Alarmzuſtand. Alle Wege, die aus der Landeshauptſtadt hinaus- 
führen, ſtehen unter ſtrenger Bewachung, überall auf den Landſtraßen 
werden Kraftwagen von der Polizei angehalten und durchſucht, die 
Neiſenden in den Eiſenbahnzügen müſſen ſich peinlichſter Paß kontrolle 
unterziehen, die Grenzwache iſt angewieſen, nicht eine einzige lebendige 
Seele über die Landesgrenze entweichen zu laffen. Es wird nach dem 
Führer der Sreiheitskämpferbewegung gefahndet, der um 16.28 Uhr 
aus dem Revaler Sentralgefängnis geflüchet iſt. Die Strafanſtalt, in 
der Sirk ſeit ſeiner Verhaftung am 12. März d. J. eingekerkert war, 
heißt im Volksmunde auch heute noch „Batterie“, was auf die ur- 
Jprüngliche militäriſche Beſtimmung des Bauwerkes hinweiſt. Die 
Slucht aus dieſem sicheren Verwahr galt mit Recht als nahezu unmög⸗ 
lich, da nur eine einzige Verbindung mit der Außenwelt beſteht, und 
zwar durch einen Torweg, der beiderſeits ſowohl zum Gefängnishof 
hin als auch nach außen durch je eine eiſerne Pforte hinreichend 
geſichert iſt. Die Bewachung des Gefangenen war eine überaus ſtrenge, 
bejonders ſeit im Sommer Gerüchte aufgetaucht waren über eine Ver⸗ 
ſchwörung, die dem gefangenen Sreiheitskämpfer-Führer die Freiheit 
wiedergeben ſollte. Man erzählte ſich, daß in den Kreiſen der ver- 
botenen und verfolgten Bewegung die Vorbereitungen zur Entführung 
Sirks ſchon weit gediehen und daß namhafte Geldbeträge für dieſen 
Sweck bereitgeftellt wären. Der Gefangene ſelbſt hatte wiederholt 
erklärt, er denke nicht an Flucht, da er von keinem unparteiijchen 
eſtländiſchen Gericht auch nur das Geringſte zu befürchten habe. 

In Haft befand er ſich auf Grund des $ 102 des eſtländiſchen Straf- 
geſetzes, der ſchwere Suchthausſtrafen für die Zugehörigkeit ju einer 
Organifation vorſieht, die einen gewaltſamen Umſturz der beſtehenden 
Staatsordnung zum Siele hat. Sei es nun, daß Sirk ſeine Abſichten 
geändert haben ſollte, weil ihm mit der Seit doch Sweifel an der 
Überparteilichkeit der eſtländiſchen Gerichte gekommen ſind, ſei es, 
daß er von vornherein die Abſicht hatte, der Behörde bloß Sand in 


die Augen zu ſtreuen: jedenfalls hat er ſich am 11. November den 
Händen feiner politiſchen Todfeinde entzogen, und der ſchon längſt 
fällige und immer wieder hinausgeſchobene Prozeß Sirk und Ge— 
noffen wird ohne den Hauptangeklagten vor ſich gehen müſſen. Uber 
die Einzelheiten der Flucht liegen amtliche Mitteilungen vor. Sirk 
war zeitweilig, da er über ein inneres Leiden klagte, in das Gefängnis- 
lazarett übergeführt worden und genoß als Infaſſe des Lazaretts die 
Vergünstigung, zu beſtimmer Stunde auf dem Gefängnishof ſpazieren 
gehen zu dürfen. Dieſem Umſtand allein verdankt er das Gelingen 
ſeines Vorhabens. Am Cage der Flucht ſpielte ſich vor den Augen 
des Überwachungsdienſtes im Gefängnishof folgende Szene ab. Als 
der Sträfling das Gefänonistor auf ſeinem Rundgang um den Hof 
paſſierte, öffneten ſich plötzlich die ſchweren eiſernen Slügel und ſchloſſen 
ſich ebenſo eilig hinter dem Flüchtling, der im Torweg verſchwunden 
war. Eine ſofortige unmittelbare Verfolgung war nicht möglich. Sirk 
pafjierte den Corweg, durchſchritt die zweite, ebenſo ſich weit öffnende 
Pforte und fette feine Slucht mit einem vor dem Gefängnis feiner 
harrenden Kraftwagen fort. Gleichzeitig mit Sirk flüchtete der Ge- 
fängnisbeamte, der an jenem Tage den Wachdienft im Corwege hatte. 

Daß das ganze amtliche Eſtland wenige Viertelſtunden nach dieſen 
Vorgängen einem aufgeſtöberten Ameiſenhaufen glich, wird verſtändlich, 
wenn man bedenkt, daß der Flüchtling der Führer einer Bewegung 
iſt, die noch vor Jahresfriſt beim letzten verfaſſungsändernden Volks- 
entſcheid über zwei Drittel der Wählerſchaft des Landes hinter ſich 
ſah, und ein unverſöhnlicher Widerfacher des Regimes fein mußte, 
das ihn und feine Bewegung gewaltſam um die Früchte langer poli- 
tiſcher Arbeit gebracht hatte. Am folgenden Cage wird die Bevölke- 
rung durch die Senſation überrascht, Sirk ſei im Slugzeug über die 
Landesgrenze geſchafft worden. Die Entführer ſeien verhaftet. Es 
lind das ausgerechnet die einzigen S 1 des Landes, die Deutjch- 
balten v. Ungern-Sternberg und Braſche. Die Senſation bricht in= 
deſſen bald zufammen, da es ſich herausſtellt, daß die Flieger mit der 


. 
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Ilucht Sirks unmittelbar nichts zu ſchaffen haben. Amtlich wird ge- 
meldet, daß gemwilfe Verdachtsmomente gegen die Slieger beſtehen 
bleiben, da fie ungewöhnlich viel Brennſtoff getankt hätten und außer- 
dem im Beſitz finniſchen Geldes angetroffen wurden. Die Flucht Sirks 
ſei mit einem Motorboot quer über den Finniſchen Meerbufen zur 
finniſchen Küſte bewerkftelligt worden. Das Flugzeug Jollte, Jo glaubt 
die unterfuchungführende Behörde, eingeſetzt werden, falls das Unter⸗ 
nehmen mit dem Motorboot nicht klappt. Der Direktor des Hentral- 
gefängniffes und ſein Stellvertreter werden ſofort ihrer Amker ent- 
hoben, ebenſo wird das Auflichtsperfonal entlaffen, das zur Seit der 
Flucht Dienft tat. Am 13. November meldet eine Helſingforſer Abend- 
zeitung, man habe Sirk in Helſingfors auf der Nunebergſtraße geſehen. 
Bild verdichten ſich die Nachrichten, wonach Sirk in Finnland glücklich 
angelangt ſei, man erfährt auch den Ort an der Küſte, wo die Lan- 
dung vor ſich ging. Am 16. November meldet die finniſche Preſſe, 
Sirk habe die Abficht, ich um 2 Uhr nachm. den finnländiſchen Bebör⸗ 
den zu ſtellen. Der Chef der finnländiſchen Staatspolizei ift indeſſen 
noch nicht in der Lage, das Gerücht über die Anweſenheit des eſtlän - 
diſchen Slüchtlings auf finniſchem Boden amtlich zu bestätigen. Am 
17. endlich wird in Reval amtlich zugegeben, daß Sirk in Sinn- 
land ift. Die Behörde gibt bekannt, im Zujammenhang mit der 
Slucht ſeien in Eſtland insgefamt ſechs Perſonen verhaftet worden, 
im übrigen werde die Unterſuchung fortgeſetzt. Die jinnländiſchen 
Blätter äußern allgemein und ohne Nückſicht auf ihre politiſche Ein- 
ſtellung die Anſicht, daß Sirk als politiſcher Slüchtling in Finnland das 
Afylrecht genießen werde und daß feine Auslieferung nach Eſtlannd 
nicht in Frage komme. Lediglich wegen unerlaubten Überschreitens der 
Grenze werde er eine leichte Strafe hinnehmen müffen. Die fo aben- 
teuerlich begonnene Flucht aus der Nevaler „Batterie“ iſt geglückt. 


Die eſtniſche Suftempreffe verſucht aus dem Ereignis politiſches 
Kapital zu schlagen, indem fie die Flucht Sirks aus dem eſtländiſchen 
Gefängnis ins Ausland ſo auslegt, als hätte der Kapitän das ſinkende 
Schiff der Freiheitskämpferbewegung verlaſſen, ſeine Den in Sicher- 
beit gebracht und die an Bord verbliebene Beſatzung ihrem Schickjal 
überlaſſen. Sie verſucht ſomit, den Vorgang als Eingejtändnis der 
Schwäche Jeitens der Bewegung zu werten. Doch klingt dieſe Aus- 
legung wenig überzeugend, wenn man die Anſichten des eſtländiſchen 
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Oberbefehlshabers General Laidoner damit vergleicht, in deſſen Händen 
zur Seit ſämtliche politiſchen Fäden in Neval zuſammenlaufen. Laidoner 
erklärte vor der Preffe, die Bewegung der Freiheits- 
kämpfer habe ſich nach dem Märzverbot in i Lager geteilt. 
Das eine ſuche Anſchluß an die gegenwärtige Regierung und erjtrebe 
nichts ſehulicher als ein Wieder aufwecken der politiſchen 
Tätigkeit der Bewegungeſtreng im Rahmen der be- 
ſtehenden Staatsordnung, die andere habe die Flucht in 
die Illegalität vollzogen und habe das Ziel, dem heute in 
Sſtland herrſchenden Syftem auf Verſchwörerart zu 
Leibe zu gehen. Dieſe zweite Richtung würde von Finnland 
aus geleitet, und zwar bisher durch Telg, den gleich nach den 
Märzereignijfen geflüchteten nächſten Mitarbeiter des Führers Sick. 
ie Befreiung Sirks fei eine Cat dieſer Ver- 
Ich wörer gegen den eſtländiſchen Staat. Soweit General 
Laidoner. Was ſomit zu erwarten ift, bedeutet keineswegs eine fort- 
geſetzte Lethargie der Freiheitskämpferbewegung und ihr allmähliches 
Abjterben, wie das die eſtniſche Sumſtempreſſe wahr haben will, ſondern 
im Gegenteil eine Aufnahme des Kampfes gegen das 
amtliche Syftem von heute auf der ganzen Linie. Aus den gleichen 
Preſſeſtimmen, die für die geglückte Flucht Sirks eine Jo abſchätzige 
Beurteilung hatten, läßt ſich die geheime Sorge heraushören, daß der 
befreite Sirk eine ktivierung der Freiheits- 
bewegung im eſtniſchen Volke bedeuten kann. Nicht umſonſt regt 
ſich dieſelbe Preſſe über den großen Widerhall auf, den die 
Slucht Sirks in der Bevölkerung des Landes gefunden hat. Und gerade 
wegen der tiefen Erregung, die dieſe Flucht in die Maffen 
hineingetragen hat, iſt der Verſuch der Syftempreffe verftändlich, die 
Perſon des geiltigen Oberhaupts und Begründers der Bewegung zu 
diskreditieren. Eine Politik, die ſeinerzeit in bezug auf den oberſten 
Führer der Bewegung, General Larka, nicht ohne Erfolg getrieben 
worden ift. Fraglich erſcheint aber, ob dieſe Methode des politischen 
Kampfes Sirk gegenüber verfangen wird, da er entſchieden weniger 
Angriffsflächen bietet, als das bei Larka der Fall war, und da ferner 
die Regierung Päts-Laidoner heute ſchon % Jahr am Zuge iſt, ohne 
es wagen zu können, den im März verhängten Kriegszuſtand aufzuheben 
und die Vertrauensfrage an die Nation durch Ausſchreibung von Volks- 
wahlen zu ftellen. Abs, 


Der Fremdenverkehr in den ſchleſiſchen Bädern. 


Schleſien hatte in dieſem Jahre einen ſtärkeren Fremdenverkehr als 
im vergangenen Jahre zu verzeichnen. Doch wurde von den Intereſſenten 
der „Fremdeninduſtrie“ darüber geklagt, daß die Befucher ihre Be⸗ 
dürfniffe gegen früher eingeſchränkt hatten. Das ift wohl eine allge- 
meine Erfcheinung, die ſich zum Teil daraus erklärt, daß dank der 
großzügigen Unterſtützung des Urlaubsverkehrs durch die national- 
ſozialiſtiſche Regierung und die NS-Organifationen auch die weniger gut 
ſituierten Volksgenoſſen in jtärkerem Maße als früher unter den 
„Iremden“ vertreten jind. Der Ausländerbefuch in Schleſien 
war gering. Die ausländischen Säfte ſtammen hauptfächli aus den 
öſtlichen Ländern Europas, und zwar vorwiegend aus Polen, und hier 
wiederum aus den ehemals deutſchen Teilen, und aus dem Ereiſtaate 
Danzig. Säfte aus dem Welten Europas und Überſee waren in den 
Ichley 5" Bädern nur vereinzelt feſtzuſtellen. Eine besondere Volle 
ſpielte die Beievang der ſchleſiſchen Bäder durch die N5.-Gemein- 
ſchaft „Kraft durch Freude“. Wenn auch aus den anderen 
deutſchen Gauen nach Schleien insgeſamt 119753 Ur- 
lauber gebracht worden find, während der Gau Schleſien in andere 
deutſche Gaue 13231 Urlauber geſchickt hat, und außerdem 18005 
ſchleſiſche Urlauber Seefahrten unternommen haben, jo bedeutet die ge- 
nannte Sahl immerhin eine zujätzliche Belebung der ſchleſiſchen Bäder 
gegenüber den vorangegangenen Jahren. Hinzu kommt noch, ab durch 
die genannte Organisation weitere 26601 Urlauber mit ochenend⸗ 
zügen aus Schleſien zum größten Teil nach ſchleſiſchen Orten durch- 
geführt worden find. . 1 

Has ammeiſten beſuchte ſchleſiſche Bad war in dieſem 
Jahre Schreiberhau, das allein in den fünf Monaten April bis 
Auguft von nicht weniger als 27 382 Perjonen mit 293 761.Über- 
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Der nächſt ſtark beſuchte Kurort iſt Brückenberg. Hier weilten 
in dieſem Jahre vom J. Januar bis zum 30. September 16765 Kur- 
gäfte gegenüber 15541 im vergangenen Jahre. Von diefem Bad liegen 
auch genaue Angaben über die Sahl der Purchreiſenden vor, die gleich- 
falls eine Steigerung von 20 602 auf 22669 in dieſem Jahre aufweiſt. 
An dieſem günjtigen Ergebnis ändert auch der Anteil der „Kraft durch 
Freude“ -Beſucher nichts, da in Brückenberg-Wang nur 385 Volks- 
genoſſen durch Vermittlung diefer Organiſation weilten. 


Das Herzbad Kudowa nimmt mit 7245 Kurgäſten in der Zeit vom 
1. Mai bis 30. September die nächſte Stelle ein. Hierbei ſind jedoch 
Paſſanten und Kurgäfte mit einem Aufenthalt unter zehn Tagen nicht 
berückſichtigt. Auch dieſes Bad weiſt eine erfreuliche Sunahme des 
Beſuches um rund 16 v. H. gegenüber der gleichen Seit des Vor- 
jahres mit nur 6235 Kurgäſten auf. 


Als nächſt beliebter Fremdenverkehrsort überraſcht Hain, das in 
dieſem Jahre in der Zeit vom 1. April bis 30. September 7259 Fremde 
gegenüber 6745 im Vorjahre aufnahm und jo eine Steigerung von 
7,6 b. H. aufweiſen kann, wobei jedoch bei der diesjährigen Befurher- 
zahl etwa 1,5 v. H. „Kraft durch Freude“ -Beſucher in Rechnung ger 
ſtellt werden müſſen. 


Bad Salzbrunn im Waldenburger Bergland, folgt mit 7066 
Kurgäften in der Zeit vom 1. Januar bis 30. September gegenüber 5176 
im Vorjahre. Bad Warmbrunn wurde in der gleichen Seit von 
4504 gegenüber 3546 Kurgäſten beſucht. Auch die Sahl der Über- 
nachtungen von Paſſanten ſtieg hier von 2350 auf 3094. Das Herzbad 
Altheide wies in der Seit vom 1. Oktober 1933 bis 30. Septem- 
ber 1934 8470 Kurgäſte gegenüber 7807 im Vorjahre auf. Ent- 


jahr eine Steigerung um 50 v. H., woran jedoch Urlaubsfahrten der 
NS.-Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ mit 337) Urlaubern und rund 
27009 Übernachtungen beteiligt lind. Aber auch nach Abzug diejer 
Jahl ergibt ſich für Schreiberhau ein ſtarker Mehrbeſuch gegenüber dem 
vergangenen Jahre, in dem lediglich 18 385 Perſonen mit 202 757 liber- 
nathtungen im gleichen Zeitraum registriert wurden. BR 

Bad Reinerz wies in der Seit von April bis einſchließlich 
September 20018 Kurgäſte und Paſſanten auf gegenüber 17657 im 
vergangenen Jahre. Der Geſamtbeſuch dieſes an zweiter Stelle ſtehen⸗ 
den ſehleſiſchen Bades iſt demnach gegenüber dem Vorjahr um rund 
13,5 v. H. geſtiegen; hierbei ift zu berückſichtigen, daß Reiner; ins- 
geſamt 585 Urlauber der „Kraft durch Freude“-Organiſation be= 
berbergt hat. N 

An dritter Stelle unter den ſchleſiſchen Bädern ſteht Krumm 
hübel mit 20 082 Bejuchern für die Seit von Sanuar bis einſchließ⸗ 
lich September gegenüber 17689 im Vorjahr. Die Steigerung beträgt 
ſomit ebenfalls 15% v. H., wobei ſedoch zu berücklichtigen ijt, daß bei 
dieſer Steigerung 2393 „Kraft durch Freude“ -Urlauber mit 13 100 
Aufenthaltstagen nicht berückſichtigt find, Jo daß die Zunahme von 
Krummhübel die von Reiner; noch überſteigt. 


ſprechend ſtieg die Zahl der Paſſanten von 3961 auf 4369. Der Ge- 
ſamtbeſuch des Moorbades Bad Landeck vom 1. Oktober 1933 bis 
30. September 1034 bezifferte ſich auf 7746 Kurgäſte gegenüber 6993 
im Vorjahre. Bad Landeck klagt jedoch über einen Rückgang der 
Paſſanten durch die Erhebung der vollen Kurtaxe don Bejuchern, die 
das Bad nur zur Erholung aufſuchen. N 


In etwas größerem Abjtand folgt dann ſchließlich Bad Slins- 
berg, das in der gleichen Seit von 4745 Kurgäſten gegenüber 4421 im 
Vorjahre befucht wurde. Auch hinſichtlich der Zahl der Paſſanten kann 
die Graf Schaffgotſchſche Badeverwaltung eine Zunahme von 9663 auf 
11935 melden. Der Beſucherzahl nach an letzter Stelle ſtehen Bad 
Sharlottenbrunn und Langenau, von denen das letzte jedoch 
nur von April bis Oktober geöffnet iſt. Charlottenbrunn wurde in 
den erſten neun Monaten des laufenden Jahres von 1640 Kurgäſten 
und Erholungſuchenden gegenüber 1680 im vergangenen Jahre bejucht, 
das Grafſchafter Stahl- und Moorbad von 1096 gegenüber nur 729 
Kurgäſten im Vorjahr. Vieſes Bad weiſt alſo mit etwa 50 v. H. 
Steigerung die relativ größte Fremdenderkehrszunahme auf, was durch 
die ſtärkere Belegung mit Pfleglingen der Sozialverſicherungen be- 
gründet wird. 
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Sippenforſchung im Offen. 


Wenn heute ein großer Teil unferes Volkes ernftlich daran geht, 
leine Ahnen feſtzuſtellen und ſich dabei nicht allein darauf beſchränkt, 
Daten der Geburt, Trauung uſw. zu ſammeln, ſondern auch erforſcht, 
wie und wo die Vorfahren gelebt haben, dann erfährt man erſt von 
den Schwierigkeiten an allen Ecken und Enden, die bei einer jolchen 
Forſchung entſtehen. Aber trotz alledem — wir ſind von der Nach- 
forſchung nach unſerer Sippe unter keinen Umſtänden befreit und dürfen 
aus Gründen der Vequemlichkeit und vielleicht auch der KRoften- 
erjparnis unſeren Nachkommen die Antwort nicht ſchuldig bleiben, 
wenn ſie uns fragen: „Wer ſind meine Vorfahren geweſen?“ 

Stammen die Ahnen aus dem jetzigen Gebiet der Freien Stadt 
Danzig, ſo iſt jedes evangeliſche oder katholiſche Pfarramt gern 
bereit, Auskunft zu geben, vorausgeſetzt, daß man wenigſtens einiger⸗ 
maßen Anhaltspunkte geben kann. Altere Kirchenbücher faſt aller 
evangeliſchen Gemeinden liegen im Staatsarchiv, während die Kirchen- 
bücher der katholiſchen Gemeinden bei den zuſtändigen Pfarrämtern 
aufbewahrt werden. 5 g 

Bei Anfragen nach dem heurigen Polen wende man ſich an die 
deutſchen Konsulate, die die Anfragen an die zuſtändigen Pfarrämter 
von ſich aus weiterleiten. Die Erledigung dauert natürlich immer eine 
gewiſſe Zeit und verurſacht auch Koſten für Suchardeit, Porto, 
Stempel uſw. j 

Neben diefen amtlichen Stellen befchäftigen ſich noch mit Sippen- 
ſorſchung die örtlichen oder provingiellen Vereine 
(in Danzig die Geſellſchaft für Familienforſchung, Wappen- und Siegel- 
kunde) und die beruflich tätigen Sippenforſcher. Die 


beiden Letztgenannten find zufammengeſchloſſen im Reichsverein für 
Sippenforſchung und Wappenkunde unter Führung des Sachverftän- 
digen für Naſſeforſchung beim Neichsminijterium des Innern, Dr. 
Achim Gerke. 

Der Lohn für alle perſönliche Mühe und Sucharbeit iſt mitunter 
ganz überraſchend. Hier ein Beiſpiel: In einem bereits 1787 er- 
ſchienenen Werke fand ich eine Schilderung eines meiner Ahnen. Sie 
lei hier wörtlich wiedergegeben: 

„Auguſt Jacob Fritze. Ein beliebter Prediger. Er iſt von Halle 
gebürtig, wo er auch, von Jugend auf, Schulen und Univerfität 
frequentierte. A. 1756 wurde er Seldprediger, u. machte jwen Cham 
pagnen in Böhmen mit. A. 1758 erhielt er das Paſtorat zu Warm- 
brunn. Er hat ſich um die hieſige maſſive Kirche wohl verdient gemacht, 
und fie iſt wirklich nach feinem Plan gebaut. Im Rituali beym 
Gottesdienſt geht er auch feinen eigenen Gang. Ein beſonderer Zufall 
hat fein hierſun ausgezeichnet. Er hatte feinen Bruder Hieron. Fritze 
bey ſich, deſſen Konduite ihm nicht ganz anſtändig war. Dieſem gab 
er einſt 1770 eine einzige Ohrfeige, nach welcher ſich jener flugs nieder 
legte, und andern Cags todt im Bette gefunden wurde. Nun ver- 
breitete ſich das böſe Gerüchte: ‚Der Paſtor Fritze in Warmbrunn 
habe ſeinen leiblichen Bruder erjchlagen‘. Er wurde angeklagt, nach 
Schweidnitz zum Verhör. u. in Arreſt gebracht, auch würklich auf 
einige Seit ab Officio ſuſpendirt. Endlich befand ſich die Anklage 
falſch, daher iſt er wiederum in ſein Amt eingeſetzt worden.“ 


Sippenforſcher Otto 5. J. Leuthold, Danzig-Zoppot. 


Buchbeſprechungen. 


Ein oſtpreufiſcher Kleinſtadtroman. Ein neuer Name aus dem 
unerschöpflichen Oſtpreußen: Hausgeorg Buchholtz. Er faßt 
die Heimat einmal von einer anderen Seite an, als die meiſten Schrift- 
ſteller es tun. Er zeigt, daß hier nicht nur die Fragen des Grenz- 
lands — ſondern auch die einfachen Menſchen des Alltags lebendig 
find, und zwar mit allen „Wenſchlichkeiten“, im guten wie im ſchlimmen. 
Der Roman: „Der Markt zu Heckenbruch“ erzählt vom 
Kleinſtadttreiben in einem maſuriſchen Flecken („2000 Einwohner und 
29 Vereine, in denen der anſtändige Bürger vertreten ſein und Beitrag 
zahlen muß“), vom Spießertum, Klatſch, 5 und Güte. Der Dichter 
hat aus Erfahrungen geſchöpft, bitteren Erfahrungen, und doch den 
letzten Glauben nicht verloren. Das ſpürt man, und das erhöht Jein 
Buch über das Schwere und Häßliche, von dem es eine faſt übergroße 
Laſt trägt. Dr. L. 


Zu Timm Krögers 90. Geburtstag hat Dr. Hellmuth Langen 
bucher eine Auswahl aus des Dichters Schaffen gebracht. Timm 
Kröger entſtammt derſelben germaniſchen Kraftquelle, aus der die Oft- 
landfahrer früher Jahrhunderte ſeeliſch geſtaltet waren. Das Meer 
rauſcht, die Wälder rauſchen. Die niederdeutſche Welt lädt zur Be- 
ſinnlichkeit, zur „Stillen Einkehr“. (So heißt das bei G. Wefter- 
mann, Braunſchweig, erſchienene Buch; Preis 4,80 N.) Alit einem 
Wort kann man das Werk des Dichters in Urſprung und Ziel, in Enge 
und Weite, in Stärke und Tiefe umreißen: Heimat. Die Menſchen, 
die er uns erleben läßt, find hart, ſchwer, ganz — Jind Bauern 
unſeres Blutes und find ſomit in Wefen und Wirken gültig für Deutjch- 
land, auch für Deutſchlands künftiges Leben. Dr. L. 


Sadjfenfpiegel (Landrecht). Herausgegeben von Cl. Frhr. 
von Schwerin. Neclams Univerſal- Bibliothek Nr. 3355 und 
3356. 164 Seiten. Geheftet 70 Pf., gebunden 1,0 RM. — Der 
Sachſenſpiegel iſt das älteſte und urfprünglichſte Rechtsdokument 
unferes Volkes. Der ſächſiſche Ritter und Schöffe Eike von Repgow 
ſchrieb im 13. Jahrhundert das in den ſächſiſchen Landen geltende 
Recht in der Sprache ſeines Volkes nieder und bezeichnete das Buch 
als den Spiegel der Sachſen, weil er abfpiegeln wollte das Necht, 
das von alters her unſere Vorfahren auf uns gebracht haben. Diejes 
deutſche Recht iſt auch in Seiten der Überfremdung durch römijches 
Recht nicht ganz verlorengegangen. Das neue Deutſchland hat den 
alten Sachſenſpiegel wieder in den Mittelpunkt unferes rechtlichen 
debens gerückt. Im Jahre 1933 wurde Eike und feinem Förderer. 
dem Grafen von Salkenftein, bei Meisdorf am Harz ein Gedenkftein 
get. RATE NR . Nπννπ¾“e EAN Peter ihres 

Rechtsweſens wird der Sachſenſpiegel als Grundlage wahren deut- 
ſchen Rechts mit zu Rate gezogen. Der Verlag Philipp Reclam jun. 
hat dieſes volksdeutſche Werk ſchon vor mehreren Jahrzehnten in 
feiner Univerſal- Bibliothek herausgebracht. In dieſen Tagen erſchien 
eine dem heutigen Stand der Forſchung entſprechende Neuausgabe 
von Prof. Irhr. von Schwerin, dem bekannten Freiburger Gelehrten. 
Der Neuherausgabe liegt eine in Merfeburg befindliche mittel- 
deutſche Handſchrift zugrunde, die unſerem heutigen Hochdeutſch 
am nächſten kommt. Durch Vereinfachung der Rechtschreibung, durch 
hinweiſende Anmerkungen, durch ein Wörterverzeichnis ſowie durch 
a u Notwendige berichtende Einleitung iſt der Gebrauch er- 
eichtert. 


Verantwortlich für die Schriftleitung: Dr. Otto Kredel. Berlin⸗Friedenau — Druck: Hempel & Co. G. m. b. H., Berlin SW. — 


Sum Wirtſchaftsaufbau im Dritten Reich. Der Verlag Neclam. 
Leipzig, hat einer Reihe bekannter Volkswirtſchaftler das Wort gegeben, 
um lich mit den Ideen und brennenden Fragen des wirtſchaftlichen Auf- 
und Ausbaus auseinanderzuſetzen und Wege zu weiſen. Prof. Chal- 
heim ſpricht über „Die natürlichen und gefellſchaftlichen 
Grundlagen der Wirtſchaft“ und vom „Werden und 
Weſen der modernen Wirtſchaft“, während er in einem be- 
ſonderen Neclambändchen „Die Weltwirtſchaft“ behandelt (be- 
jouders intereſſant das Kapitel über die Wanderungen). Prof. 
Wagenführ gibt einen guten und knappen Überblick über die „Se 
schichte der wiſſenſchaftlichen Lehrmeinungen“, den er 
bis in den Nationalſozialismus hinein leitet; Prof. Halm fetzt fh 
auseinander mit dem „Wirtſchaftlichen Kreislauf und 
ſeinen Seſetzen“, während Prof. Naa b ein jeden intereſſierendes 
Chema behandelt: „Die deutſche Volkswirtſchaft der 
Gegenwart.“ Alle dieſe Ausführungen find in dem „Ichör en 
Reclambuch“, gebunden für 75 Pf., broſch. für 35 Pf., erhältlich. 
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